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VERHÖHNUNG. Am 6. September ha-
ben die Gespräche zwischen Kanzler
Schröder, dem Beauftragten Lambsdorff
und den Vertretern von 16 Konzernen
über die Entschädigungsregelung für
Zwangsarbeiter und andere NS-Opfer
stattgefunden. Wie verlautet, haben die
Unternehmen für die von ihnen zu fi-
nanzierende Stiftung 1,7 Mrd. DM ange-
boten – die Anwälte der Opfer fordern ca.
30 Mrd.Die angebotenen 1,7 Mrd.DM lie-
gen noch unter dem Betrag,den allein die
Deutsche und die Dresdner Bank an
„Arisierungs“-Provisionen einkassiert
haben. Und dann sollen damit gleich al-
le gegen deutsche Unternehmen gerich-
tete Ansprüche von Zwangsarbeitern
und Enteigneten ein für alle mal abge-
golten sein! Solche Zumutungen zögern
die Verhandlungen immer weiter hinaus,
obwohl die US-Regierung den deutschen
Konzernen zur Seite springt und zu ei-
nem Regierungsabkommen bereit ist, auf
dessen Grundlage alle zukünftigen Kla-
gen vor amerikanischen Gerichten abge-
wiesen werden sollen. Die Bundesregie-
rung will dem Bundestag die Errichtung
einer Bundesstiftung vorschlagen, mit
dem, wie es in einer Presseerklärung der
Regierung heißt, „Gerechtigkeitslücken
geschlossen werden sollen“. Dabei gehe
es vor allem um Zwangsarbeiter, die z.B.
bei Kommunen oder in früheren SS-Be-
trieben arbeiteten. Nicht entschädigt
werden sollen anscheinend Zwangsar-
beiter in der Landwirtschaft – von den
zahlreichen Frauen, die zur Arbeit in
deutschen Familien gezwungen werden,
ist schon gar nicht die Rede –, da ihr
Schicksal nicht annähernd mit dem der
Zwangsarbeiter in Konzentrationslagern
und Ghettos vergleichbar sei.

WIEDER GENERALSTAB. Obwohl die
im Frühjahr einberufene Kommission
unter dem Vorsitz Richard von Weiz-
säckers „Optionen“ für einen Umbau der
Bundeswehr erst im nächsten Jahr vorle-
gen wird, werden zur Zeit wichtige Wei-
chen gestellt: Die Bundeswehr wird ver-
kleinert und modernisiert. Statt eines
Nebeneinanders von verhältnismäßig
kleinen „Krisenreaktionskräften“ und
großen „Hauptverteidigungskräften“
wird es zukünftig einen großen Kern
„Einsatzkräfte“ und darunter eine
„Grundorganisation“ geben, die Rekru-
ten ausbildet, die Logistik für die „Trup-
pe im Auslandseinsatz“ bereitstellt etc.
Dabei wird die Wehrpflicht beibehalten,
zum einen, weil die Wehrpflichtigen ein
nicht zu unterschätzendes Rekrutie-
rungsreservoir für die Berufssoldaten
bilden, zum anderen, weil für die Aus-
richtung auf den Krieg gegen den Osten,
gegen Russland,die Mobilisierung großer
Reservistenmassen unverzichtbar ist.
Einschneidende Änderungen wird der
Umbau der militärischen Führung brin-
gen. Der Generalinspekteur, der bisher
„Berater“ der Regierung und zuständig
für die Planung, jedoch ohne direkte Be-

fehlsgewalt ist, wird zukünftig den Trup-
peneinsatz planen und befehlen; er wird
dazu mit einer Operationsabteilung und
einem „gemeinsamen Einsatzstab“ aus
Offizieren aller Teilstreitkräfte ausge-
stattet. So feiert der deutsche General-
stab Wiederauferstehung. Damit ist vor
allem auch eine entscheidende Bedin-
gung geschaffen, umfassende militäri-
sche Planung außerhalb der NATO-
Strukturen zu betreiben – d.h. eine Pla-
nung, die alle, wirklich alle möglichen
Kriegsfälle umfasst.

UNGLEICHHEIT VERTIEFT (1). Der
am 9. September in erster Lesung behan-
delte Gesetzentwurf zur Familienförde-
rung, mit dem die Bundesregierung das
Familienurteil des BVerfG umzusetzen
trachtet, bevorteilt die Besserverdienen-
den.Von den 20 DM mehr Kindergeld ha-
ben die Sozialhilfehaushalte nicht einen
Pfennig mehr, die Kindergelderhöhung
wird voll auf die Sozialhilfe angerechnet.
Wer Steuervorteile geltend machen kann,
kann vom Staat pro Monat bis zu 420 DM
für sein Kind bekommen, das heißt 150
DM mehr als Geringverdienende. Allein-
erziehende können Kinderbetreuungs-
kosten künftig nur noch in Höhe von
3.000 DM statt wie bisher 4.000 DM steu-
erlich geltend machen. Demgegenüber
fordert die PDS die Zahlung eines ein-
heitlichen Kindergeldes an alle Kinder;
die Streichung des Ehegattensplittings
würde 60 Mrd. DM bringen, mit denen
dies locker gezahlt werden könnte.

UNGLEICHHEIT VERTIEFT (2). Nach
Informationen der „Süddeutschen Zei-
tung“ (7.9.) hat Finanzminister Eichel
den Plan gefaßt, weitere 1,8 Mrd. DM an
den Arbeitslosen, und zwar an denen mit
Kindern, „einzusparen“. Bisher erhalten
alleinstehende Arbeitslose Arbeitslosen-
geld in Höhe von 60% des letzten Netto-
lohns bzw. Arbeitslosenhilfe von 53%,
Arbeitslose mit Kindern jedoch 67% bzw.
57%. Die Kürzung auf ebenfalls 60%
bzw. 53% entzöge dieser Personengrup-
pe 1,8 Mrd. DM. Zwar will, so heißt es,
Riester diesen Plan nicht akzeptieren; da
er sich jedoch verpflichtet hat, noch ca.
2,4 Mrd. DM aus seinem Haushalt weg-
zukürzen, sei er unter Zugzwang.Aus der
CDU kommt der Vorschlag, für alle Ar-
beitslosen das Arbeitslosengeld im 1.Mo-
nat ganz zu streichen.

MISSIONIERUNG. Zehn evangelische
Schulen hat die EKD im letzten Jahr in
den neuen Bundesländern gegründet, in
diesem Jahr sind es acht:  ein Gymnasi-
um und sieben Grundschulen, die den
nahtlosen Übergang vom Kindergarten
in die Schule gewährleisten sollen.

WAS KOMMT DEMNÄCHST? In dieser
Woche berät der Bundestag das Haus-
haltsgesetz 2000, den Finanzplan des
Bundes 1999-2004 und das Haushaltssa-
nierungsgesetz.
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Konzept der BDA für die
14. Legislaturperiode

Altersvorsorge durch Rentenreform II sichern 
Die beitragsfinanzierte Rente wird künftig we-
niger eine Lebensstandardsicherung und zu-
nehmend eine Basissicherung sein. Die eigen-
verantwortliche Vorsorge gewinnt als Ergän-
zung erheblich an Bedeutung. Der Rentenbei-
tragssatz läßt sich so dauerhaft auf unter 19 Pro-
zent senken.
Wir wollen für die gesetzliche Rentenversiche-
rung eine Rentenreform II:
1. in der Rentenanpassungsformel: 
• die demographische Entwicklung voll berück-
sichtigen und
• eine zusätzliche Arbeitsmarktkomponente
einbauen, …

Umfassende Strukturreform in der Gesund-
heitspolitik durchführen 
Die gesetzliche Krankenversicherung werden
wir nur leistungsfähig und kostengünstig ge-
stalten können, wenn wir sie zu einer Basissi-
cherung weiterentwickeln und auf diejenigen
Risiken konzentrieren, die der einzelne nicht
selbst tragen kann. Der Beitragssatz läßt sich so
dauerhaft auf unter 12 Prozent senken.
Wir brauchen eine umfassende Strukturreform:
1. Leistungen auf das medizinisch Notwendige
konzentrieren,
2. Arbeitgeberbeitrag auf die Hälfte des Bei-
tragssatzes der jeweils günstigsten wählbaren
Krankenkasse festschreiben, höchstens auf 6
Prozent des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts,
3. versicherungsfremde Leistungen aus dem

Aufgabenkatalog herausnehmen, …

Pflegeversicherung auf Basissicherung
konzentrieren
In der gesetzlichen Pflegeversicherung darf es
nicht zu einer Ausweitung der Leistungen kom-
men. Die Jahr um Jahr gestiegenen Überschüs-
se sind an die Beitragszahler zurückzugeben.
Wir wollen daher:
1. die Rücklage von über 10 Mrd. DM auf den ge-
setzlich vorgesehenen Umfang von 4 Mrd. DM
zurückführen,
2. den gesetzlich festgeschriebenen Beitragssatz
um 0,2 Prozentpunkte auf 1,5 Prozent senken, …

Unfallversicherung grundlegend reformieren
Die Leistungen der gesetzlichen Unfallversi-
cherung sollen auf den Kernbereich konzen-
triert, nur die jeweils notwendigen Leistungen
erbracht sowie die Wirtschaftlichkeit der Lei-
stungserbringung verbessert werden. Wir stre-
ben an:
1. Leistungskatalog – wie in der gesetzlichen
Krankenversicherung – auf das medizinisch
Notwendige konzentrieren, Wegeunfälle aus
dem Leistungskatalog ausgliedern und in die
Kranken-, Kfz-Haftpflicht- und private Unfall-
versicherung einordnen …

Arbeitsmarkt flexibilisieren und Arbeitslosen-
versicherung reformieren 
Die gesetzliche Arbeitslosenversicherung ist auf
eine Basissicherung zu konzentrieren. Der Bei-
tragssatz kann dadurch auf unter 5 Prozent ge-
senkt werden.
Arbeitsmarktpolitik soll beinhalten: 
1. Kombi-Einkommen-Konzept der BDA ver-

wirklichen, d.h.
• Arbeitslosenhilfe mit der Sozialhilfe zusam-
menfassen …
Wir wollen für die gesetzliche Arbeitslosenver-
sicherung:
1. Beitragsbemessungsgrenze auf dem West-Ni-
veau von 8.400 DM im Monat einfrieren, bis die-
se dem durchschnittlichen gesamtdeutschen
Bruttoarbeitsentgelt entspricht,
2. Begrenzung der maximalen Bezugsdauer des
Arbeitslosengeldes auf einheitlich 12 Monate,
3.Arbeitslosengeld auf einheitlich 60% des Net-
toverdienstes festschreiben, …

Petersberger Steuerkonzept verwirklichen 
… Wir fordern eine umfassende Steuerreform
gemäß dem Petersberger Konzept 
• mit einer spürbaren Nettoentlastung von min-
destens 30 Mrd. DM, …

Arbeitsrecht modernisieren und flexibilisieren
Wir wollen Beschäftigungshemmnisse im Ar-
beitsrecht beseitigen, die Gestaltungsfreiheit
der Vertragsparteien stärken und die Anpas-
sungsfähigkeit der Unternehmen erhöhen. Da-
her ist anzustreben:
1. Bisher zwingende und starre Vorschriften
müssen dispositiv gestaltet werden. Einzelver-
tragliche Abweichungsmöglichkeiten von bis-
her zwingenden Schutzvorschriften sind zuzu-
lassen. …
2. Der Anwendungsbereich des § 613a BGB, d.h.
die zwingende Übernahme aller Arbeitnehmer
im Falle eines Betriebsübergangs, soll einge-
schränkt werden, um den Betriebserwerb zu er-
leichtern und die Sanierungschancen zu er-
höhen, insbesondere im Insolvenzfall. …

Wenn etwas klar ist bei all den verwirrenden
Diskussionen um Themen und Lösungs-
ansätze rund um das Bündnis für die Arbeit,
dann sind es die Zielsetzungen der Arbeit-
geberverbände (BDA). Das Bündnis müsse
„ran an den Speck des Sozialstaates“, for-
derte Arbeitgeberpräsident Hundt im April,
er erwarte sich die Klärung der „Randbe-
dingungen einer Unternehmenssteuerre-
form“ und der „Grundpfeiler der Reform der
Sozialversicherungssysteme“ („deutliche
Senkung der Sozialversicherungsquote und
der Unternehmenssteuer“) im Verlauf der
nächsten zwölf Monate.1 Die BDA hat ihre
diesbezüglichen Ziele im „Konzept für die
14. Legislaturperiode“ exakt dargelegt und
verfolgt diese konsequent und recht erfolg-
reich, z.B. in der Steuerpolitik, im Rahmen
des Bündnisses. Daneben trommelt die BDA
von Anfang an ununterbrochen für die „Ein-
beziehung der Tarifpolitik“ in das Bündnis.
Dahinter verbirgt sich das Ziel einer umfas-
senden Neuordnung der gesellschaftlichen
Entscheidungsstrukturen und der Entmach-
tung der Gewerkschaften.

Bereits im Vorfeld des 1. Spitzenge-
sprächs im Dezember 1998 drängte die
Deutsche Bank auf „Lohnleitlinien“. Im

Februar drohten Hundt und Henkel
(BDI), ein Bündnis für Arbeit ohne Ein-
beziehung einer tarifpolitischen Grund-
vereinbarung zwischen den Tarifpartei-
en sei undenkbar. Anfang April war der
ÖTV-Vorsitzende Mai so weit weichge-
klopft, dass er sich (unterstützt von
Schmoldt, IG BCE) die Festlegung von
„Lohnkorridoren“, „Empfehlung von
Obergrenzen für Lohnsteigerungen“ mit
„Signalwirkung auf die Tarifverhand-
lungen“, im Rahmen des Bündnisses vor-
stellen konnte. Die IG Metall lehnte, un-
terstützt von weiteren Gewerkschaften,
strikt ab: „Die Entwicklung der Arbeit-
nehmereinkommen habe auch etwas mit
gesellschaftlicher Macht zu tun, erklärte
Zwickel. Einer der Machtfaktoren seien
die Arbeitgeber, die jede Schwäche der
Gegenseite sofort zum Aushandeln nied-
riger Löhne nutzten und so ihre Gewin-
ne erhöhten. Deshalb sei gewerkschaft-
liche Gegenmacht notwendig, und die IG
Metall habe nicht die Absicht, diese
Machtposition aufzugeben.“ Mit der IG
Metall sei die „gemeinsame Erhebung
makroökonomischer Daten als Grundla-
ge zur Tarifpolitik“ machbar, mehr aber
nicht.2 Die IG Metall roch das Ziel der

Arbeitgeber: „Neuauflage der Konzer-
tierten Aktion mit konkreten Abspra-
chen über verbindliche Lohnleitlinien“,
und Zwickel drohte mit dem Scheitern
des Bündnisses.

Anfang Mai setzte Hundt (BDA) nach
und forderte die „Einbeziehung der Ta-
rifpolitik“: „in dem Sinne, dass ein
Grundkonsens über eine mittelfristige
oder längerfristige Tarifpolitik zwischen
Arbeitgeberverbänden und Gewerk-
schaften erzielt wird“3, und von Stump-
fe (Gesamtmetall) verlautete, ohne Ver-
ständigung über „beschäftigungsorien-
tierte Tarifpolitik“ bleibe das Bündnis
ein „Torso“.4

Ende Mai kündigte Zwickel eine „Ge-
genoffensive“ gegen die „Erpressungs-
versuche der Arbeitgeber“ an. Die Wirt-
schaftsverbände wollten durch „Trom-
melfeuer“ auf die neue Bundesregierung
jede weitere Reform zugunsten der Ar-
beitnehmer verhindern, sie würden stän-
dig die eigenen Interessen zum Maßstab
aller Dinge machen und missbrauchten
das Bündnis, um ohne verbindliche Be-
schäftigungszusagen große Steuerentla-
stungen zu bekommen. Kategorisch
lehnte er abermals die Vereinbarung von

„Lohnleitlinien, Lohnkorridore, Tarifleitplanken, moderate Tarifpolitik …“

Gelingt es, die Gewerkschaften mit dem
Bündnis für Arbeit an die Kette zu legen?

Dokumentiert
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Lohnleitlinien oder Lohnkorridoren ab.5

Stumpfe (Gesamtmetall) erklärte, die
Tarifpolitik müsse in das Bündnis aufge-
nommen werden,um „so etwas ähnliches
wie Leitplanken zu vereinbaren und in-
nerhalb dieser Tarifpolitik zu betreiben“.
Andernfalls „macht es keinen Sinn, wei-
ter über das Bündnis zu reden“.6 Ende
Juni nach Ankündigung des Sparpakets
der Bundesregierung sah er verbesserte
Ausgangsbedingungen für das Bündnis,
„die geplante Unternehmenssteuerre-
form und die Reformen der Sozialversi-
cherungssysteme seien Schritte in die
richtige Richtung.Wichtig seien nun mo-
derate Erhöhungen der Löhne“.7

Beim 3. Spitzengespräch am 6.7. ver-
einbarten DGB und BDA: „Um Arbeits-
losigkeit nachhaltig abzubauen, ist auch
eine mittel- und langfristig verlässliche
Tarifpolitik erforderlich. Produkti-
vitätssteigerungen sollen vorrangig der
Beschäftigungsförderung dienen …“
Wenn auch gleichzeitig die „uneinge-
schränkte Tarifautonomie“ betont wur-
de, so gelang den Arbeitgebern doch in-
soweit ein Durchbruch,als das Thema Ta-
rifpolitik künftig fester Bestandteil des
Bündnisses sein wird und dabei auf die
politische Festlegung der Verwendung
von Produktivitätssteigerungen abge-
zielt wird.

Seither geht es um die Interpretation
dieser Passage und die Absteckung der
Positionen für weitere vereinbarte Ge-
spräche. (Am 21.9. lädt Riester Arbeitge-
ber und Gewerkschaften zum „Renten-
gespräch“, für den 29.9. – noch vor dem
IG Metall-Gewerkschaftstag – wurde ein
„Sondierungsgespräch“ zwischen den
Spitzen von Gesamtmetall und IG Metall
in Frankfurt vereinbart.) Am 19.8. legte
Gesamtmetall ein Positionspapier mit
acht zentralen Punkten zur Reform der
Tarifpolitik und zur Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit vor: „Ein wesentlicher Teil
des gesamtwirtschaftlichen Produkti-
vitätsfortschritts müsse den Betrieben
zugute kommen. Dieser  Teil darf nicht
für Lohnerhöhungen oder Arbeitszeit-
verkürzungen verbraucht werden.“8

Stumpfe plädierte für „moderate Tarif-
abschlüsse“, kaum mehr als ein Prozent.

Dagegen Zwickel: „Differenzierte
Forderungen – Inflationsausgleich für
Lohnerhöhungen, Produktivitätszu-
wächse zur Finanzierung der Verkürzung
der Arbeitszeit, also zur Sicherung und
Schaffung von neuen Arbeitsplätzen –
erheben wir sei langem.“9 Ein Teil des
Produktivitätsfortschrittes könne für
Maßnahmen der Arbeitszeitverkürzung
verwendet werden, z.B. für einen Tarif-
fonds für eine vorgezogene Rente ab 60.
„Mit uns ist eine moderate Lohnpolitik
nicht zu machen, die IG Metall ist nicht
der billige Jakob der Nation.“10          cls

(1) Handelsblatt,8.4.99; (2) Handelsblatt,26.4.99;
(3) Berliner Zeitung, 3.5.99; (4) FAZ, 21.5.99 und
SZ, 19.5.99; (5) Handelsblatt, 10.6.99; (6) Han-
delsblatt, 17.6.99; (7) Stuttgarter Zeitung,
28.6.99; (8) SZ, 20.8.99; (9) Die Mitbestimmung,
8/99; (10) SZ, 10.09.99

Bündnis für Arbeit …
und Wettbewerbsfähigkeit

Das erste Bündnis für Arbeit auf Bundes-
ebene platzte im April 1996 nach vier Mo-
naten, weil die Gewerkschaften Kanzler
Kohl Wortbruch wegen der Kürzung der
Lohnfortzahlung auf 80 Prozent vorwar-
fen. Eine erneuter Anlauf unter der neu-
en Bundesregierung begann mit einem er-
sten Spitzengespräch am 7.12.98. Regie-
rung (Schröter, Müller, Riester, A.Fischer,
Buhlmahn, Steinmeier), Arbeitgeberver-
bände (Henkel, Hundt, Philipp, Stihl) und
Gewerkschaften (Schulte, Issen, Zwickel,
Schmoldt, Mai) einigten sich darauf, die
inhaltliche Arbeit in eine Reihe von Ar-
beitsgruppen unter Leitung von Bundes-
ministern zu verlagern.„Motor des Bünd-
nisses“ sollte die Steuerungsgruppe wer-
den. In ihr arbeiten unter Leitung des
Kanzleramtsministers die Hauptge-
schäftsführer der Arbeitgeberverbände
und Vertreter der Gewerkschaftsvorsit-
zenden (in der Regel Büroleiter, Leiter
Grundsatzfragen) mit.

Öfters hört man Gewerkschaftsvertre-
ter vom „Bündnis für Arbeit und soziale
Gerechtigkeit“ sprechen,Entsprechendes
versprach man sich wohl von einem Bünd-
nis für Arbeit unter einer rot-grünen Re-
gierung, die richtige Bezeichnung lautet
jedoch „Bündnis für Arbeit, Ausbildung
und Wettbewerbsfähigkeit“.

Mittlerweile fanden zwei weitere Spit-
zengespräche am 25.2.99 und am 6.7.99
statt. Nach monatelangen Streitigkeiten
um Inhalte und Konzepte des Bündnisses
gelang es beim 3. Spitzengespräch am
6.7.99 – kurz nach der Verabschiedung des
Sparpakets und der Unternehmenssteu-
erreform durch das Bundeskabinett Ende
Juni – in der „Gemeinsamen Erklärung“,
neun Themenfelder und teilweise auch
deren Lösungsrichtung abzustecken.

Unter dem Punkt „Zukunftsprogramm
2000“ wird ein „Kurs der Finanzpolitik“

begrüßt, der „eine nachhaltige Konsoli-
dierungspolitik beinhaltet“. Unter dem
Punkt „Unternehmenssteuerreform“
mussten sich die Gewerkschaftsvertreter
Aussagen aufdrücken lassen, die wohl bei
jedem Gewerkschaftstag Entrüstung her-
vorrufen würden: „Das von der Bundes-
regierung geplante Konzept zur Unter-
nehmenssteuerreform wird von den
Bündnispartnern in seiner Zielrichtung
begrüßt … Die vorgesehene niedrige Be-
steuerung der Unternehmenserträge er-
scheint geeignet, die Investitionstätigkeit
allgemein zu fördern und besonders auch
die Attraktivität des deutschen Standorts
für internationale Direktinvestitionen zu
erhöhen. Dies wird auch dem Arbeits-
markt zugute kommen.“ 

Daneben einigte man sich u.a. auf eine
„mehrjährige Offensive zum Abbau des
Fachkräftemangels im Bereich der Infor-
mations- und Kommunikationstechnolo-
gien“ (Das „Informatiker-Loch“ – 75.000
Stellen nicht besetzt – bedingt ein relativ
hohes Gehaltsniveau im IT-Bereich.) 

In der Arbeitsgruppe „Benchmarking“
unter Leitung des Kanzleramtes sollen
u.a. „Optionen für eine Verbesserung der
Erwerbschancen von Geringqualifizier-
ten“ erarbeitet werden. „Ziel ist es, ins-
besondere Langzeitarbeitslose und er-
werbsfähige Bezieher von Sozialhilfe
wieder in das Arbeitsleben zu integrie-
ren.“

Auf den „Niedriglohnbereich“ zielen
auch einige Experimente,Modellversuche
von Bündnissen für Arbeit auf Ebene der
Bundesländer. In Bayern erhalten Arbeit-
geber z.B. 50 % Lohnzuschüsse, wenn sie,
statt Überstunden zu fahren, Arbeitslose
einstellen. In NRW wird mit 250 Lang-
zeitarbeitslosen in ausgesuchten Betrie-
ben das „Kombilohn-Modell“ (Subven-
tionierung von Sozialabgaben) erprobt.

Bereits im Mai war es zum offenen Kon-
flikt um ein vom damaligen Kanzler-
amtsminister Hombach vorgelegtes Kon-
zept „Initiative zur Schaffung von mehr

Arbeitsplätzen bei Dienstleistungsun-
ternehmen“ gekommen. Im Kern sah
das Konzept die Subventionierung der
Lohnnebenkosten vor, die Details wa-
ren von den Soziologen Streeck und
Heinze im Rahmen der AG Benchmar-
king („Internationaler Vergleich ar-
beitsmarktpolitischer Strategien“), fi-
nanziert von der Bertelsmann-Stiftung,
ausgearbeitet worden. Hombach hatte
ein Potential von 8,4 Millionen Arbeits-
plätzen im Niedriglohnbereich bezif-
fert. Der IG-Metall-Vorsitzende
Zwickel sprach von „Erpressung“ und
„Aktionismus“ und drohte, „ein Bünd-
nis mit einem solch einseitigen Schwer-
punkt werde es mit den Gewerkschaf-
ten nicht geben“.

Weitere Themenfelder sind „Ausbil-
dung“, „Tarifpolitik“, „Altersteilzeit“,
und „Rente / Früheres Ausscheiden aus
dem Erwerbsleben“ (siehe auch S. 3),

Das nächste Spitzengespräch des
Bündnisses ist für den Herbst 1999 ter-
miniert.
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Während mehr als 220.000 Menschen
nach dem Einmarsch der Nato geflohen
sind bzw. vertrieben wurden, machen
sich im Kosovo die „Befreier“ weiter
breit. 6.200 Mann Bundeswehr sind in-
zwischen im Kosovo und den Nachbar-
staaten stationiert, von 40.000 Mann
KFOR-Truppen also fast ein Sechstel.
Mit Generalmajor Klaus Olshausen stellt
die Bundeswehr auch den Stellvertreter
des Gesamtbefehlshabers von KFOR.

Ende August führte der Befehlshaber
des deutschen „Heeresführungskom-
mandos“, Generalleutnant Rüdiger
Drews, bei einer Feierstunde zusätzlich
den neuen „Nationalen Befehlshaber der
deutschen KFOR-Einheiten“, General
Friedrich Riechmann, in sein Amt ein.
Drews geriet dabei richtig ins Schwär-
men. „Bewegte Monate liegen hinter
uns“, zitiert ihn die dpa am 28. August,
„so ereignisreich wie sonst Jahre.“
Knapp eine Woche später, am 6.9., folgte
ein dpa-Bericht aus dem KFOR-Haupt-
quartier, Überschrift. „Deutscher Oberst
führt das Nervenzentrum der Frieden-
struppe KFOR“. Oberst Hans-Christoph
Ammon darf darin den von ihm befeh-
ligten Operationsraum als „das geheilig-
te Gebiet“ der KFOR vorstellen.

Damit solch Bombenstimmung der
Truppe nicht nachlässt, hat Verteidi-
gungsminister Scharping Verbesserun-
gen beim Nachschub angekündigt. Die
„Soldatenpost nach Kosovo wird be-
schleunigt“ (AP, 8.9.99), Kosten: schlap-
pe 5 Millionen DM.

Auch die Kriminalitätsbekämpfung
im Kosovo kommt langsam in deutsche
Hand. 82 deutsche UN-Polizisten sind
schon da, berichtete der Leiter der zu-
ständigen Bund-Länder-Arbeitsgruppe,
NRW-Polizeiinspekteur Ulrich Dugas,
am 29. August. Einen Tag später flogen
weitere 115 deutsche Polizisten ins Ko-
sovo.Hinzu kommen 28 Beamte des BKA
und der Landeskriminalämter, die dort
für das Haager Kriegsverbrechertribu-
nal ermitteln. Insgesamt will die UNO
3.100 Polizeibeamte ins Kosovo schicken,
800 sind bereits vor Ort. Ein Viertel der
Polizei im Kosovo ist zur Zeit „deutsch“.

Parallel dazu soll von der OSZE eine
„lokale Polizei“ aufgebaut werden. Die-
ser „lokale Polizeiaufbau“ ist faktisch
der Aufbau einer ethnisch rein albani-
schen Polizei. Am 8. September begann

die Ausbildung der ersten 200 Rekruten.
Nur 9 der ursprünglich 20 serbischen Re-
kruten erschienen, die übrigen hatten
aufgrund von Drohungen gar nicht erst
angefangen. Zwei der serbischen Rekru-
ten wurden dann gleich zu Beginn auf-
grund albanischer Beschuldigungen
festgenommen, die übrigen 7 verzichte-
ten darauf auf jede Mitarbeit (dpa,
8.9.99)

Derweil bereitet das Auswärtige Amt
den Einsatz von zivilem Führungsperso-
nal vor. Zur ersten Ausbildung sog. „zi-
viler Friedensfachkräfte“ im Auswärti-
gen Amt – auf dem Ausbildungsplan die-
ser „Zivilisten“ stehen auch „praktische
Übungen“ auf dem Bundeswehr-Trup-
penübungsplatz in Hammelburg – hatten
sich,so der grüne Staatsminister Vollmer,
300 Interessierte gemeldet, von denen 21
für den ersten Kurs ausgewählt wurden.
Ein Grund für den Andrang: Von der
Bundesregierung erhalten die „Friedens-
fachkräfte“ monatlich 6.000 bis 7.500
DM brutto „plus OSZE-Tagegelder“, so
die katholische Nachrichtenagentur
KNA (1.9.99).

Während Verteidigungsminister
Scharping bereits an seinem Kriegstage-
buch schreibt – „Wir dürfen nicht weg-
sehen. Der Kosovo-Krieg und Europa“,
soll sein Titel lauten, noch im September
soll es erscheinen –, teilt General Klaus
Naumann, Ex-Vorsitzender des Nato-
Militärausschusses, der Öffentlichkeit
am 1. September, dem 60. Jahrestag des
deutschen Überfalls auf Polen, in einem
AP-Gespräch mit, die Nato befinde sich
„mitten in der zweiten Phase des Koso-
vo-Krieges“.Jetzt gelte es,die UCK in die
Schranken zu weisen. Ganz so ernst wird
das nicht gemeint sein, denn die KFOR
will aus den Truppen der UCK 3.000 bis
4.000 Freiwillige als „Truppe mit Siche-
rungsaufgaben“ rekrutieren, die auch in
Zukunft „leichte Waffen“ tragen (dpa,
4.9.99). Trotzdem: Auch der Frankfurter
Grüne Tom Koenigs, jetzt an der Balkan-
front tätig, will der UCK „deutlich die
Grenzen aufzeigen“ (ap, 27.8.99), zu
deutsch: zeigen, wer Boss und wer Hiwi
ist im Kosovo. Naumann ergänzt, er ha-
be die UCK ohnehin „niemals als eine
Gruppierung betrachtet, die qualifiziert
gewesen wäre, in der Liga der Engel mit-
zuspielen“ (AP, 1.9.99). Auf dem Balkan,
so Naumann, gebe es keine Guten und
Bösen, nur Starke und Schwache. Klar
doch, die Guten sind wir, zu Befehl, Herr
Generalfeldmarschall!

Derweil läuft in Wirklichkeit schon
Phase Drei der Nato-Okkupation des
Balkan ab: Der Wirtschaftskrieg gegen
Serbien und die Zerstörung der letzten
noch verbliebenen regionalen Wirt-
schaftsbeziehungen. Am 1. September
hatte der „Kosovo-Firmenpool“, eine In-
itiative der IHK Dortmund und der VEW
AG, lt. dpa gedrängt, seine 450 Mit-
gliedsfirmen aus dem Bundesgebiet war-
teten auf eine „schnelle Vergabe“ von
Wiederaufbauprojekten der EU auf dem
Balkan.

Am 3. September verlautete dann vom
Leiter der UN-Mission im Kosovo (UN-
MIK), Bernard Kouchner, die UNMIK
habe die jugoslawischen Währungsbe-
stimmungen im Kosovo mit sofortiger
Wirkung aufgehoben und eine Zollord-
nung und ein neues Finanzsystem be-
schlossen. Der jugoslawische Dinar, bis-
her bei vielen Geschäftsleuten, in Bars
und unter Händlern noch bevorzugte
Währung,werde von der UN-Verwaltung
nur noch gegen Zahlung einer Zusatzge-
bühr als Zahlungsmittel genommen.
Stattdessen werde die D-Mark zur do-
minierenden Währung, Steuern an die
UNMIK sollten künftig in D-Mark ent-
richtet werden, Zölle an den Außengren-
zen des Kosovo müssten ebenso wie UN-
MIK-interne Zahlungen in D-Mark ent-
richtet werden.Die jugoslawische Regie-
rung in Belgrad wurde zu der neuen Ver-
fügung nicht einmal konsultiert.

Wirtschaftlich bedeutet der UN-Be-
schluss eine weitere Zerstörung der wirt-
schaftlichen Verbindungen des Kosovo
mit dem übrigen Jugoslawien. Die D-
Mark sei bereits im Vorfeld des Nato-An-
griffs im Kosovo weit verbreitet gewesen,
schreibt die Presse. Die 500 Mio. Euro
„Hilfszahlungen“ der EU in den Kosovo
und die umliegenden Staaten seit dem
Einmarsch der Nato hatten den Anteil
der D-Mark bei allen Transaktionen wei-
ter erhöht. Nun wird die D-Mark auch
offiziell Hauptwährung der Truppen und
fremden Verwaltungen im Kosovo. Für
die wenigen noch im Kosovo verbliebe-
nen staatlichen jugoslawischen Betriebe
bedeutet die Währungsumstellung das
endgültige Aus. Sofern sie nicht ohnehin
infolge der Kriegsschäden oder aus an-
deren Gründen stillgelegt waren, müs-
sten sie nun bei der jugoslawischen Re-
gierung in Belgrad ihre Dinar-Bestände
in D-Mark umtauschen, um überhaupt
Zahlungen tätigen zu können. Die Re-
gierung in Belgrad aber hat keine West-
Devisen und wird diese wegen des an-
haltenden Embargos der EU auch in ab-
sehbarer Zeit nicht bekommen. Somit
können die verbliebenen Staatsbetriebe
im Kosovo jede Hoffnung auf Wiederauf-
nahme ihrer Produktion aufgeben und
nur noch hoffen, von der Nato-Verwal-
tung irgendwelchen neuen Eigentümern
zugeschlagen zu werden. Deutlicher
kann man nicht unterstreichen, wer hier
wirtschaftlich das Kommando führt.

Am gleichen Tag berieten die Außen-
minister der EU eine „Lockerung“ des
Wirtschaftsembargos gegen Jugosla-
wien. Geplant ist, die Teilrepublik Mon-
tenegro vom Ölembargo gegen das übri-
ge Jugoslawien auszunehmen.Bis letzten
Freitag sollte im schriftlichen Verfahren
über diese „Lockerung“ entschieden
werden, die die Bevölkerung in Jugosla-
wien weiter zum Frieren verurteilt und
die Wirtschaft dort weiter ruiniert,
während in Montenegro und im Kosovo
Schmuggel und Schwarzmarktgeschäfte
weiter aufblühen.

rül

Notizen aus dem deut-
schen NATO-Protektorat

Die D-Mark
siegt
im Kosovo
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Von Michel Chossudovsky

Dieser Text wurde am 31. Juli 1999 im Inter-
national Action Center in New York der Un-
abhängigen Untersuchungskommission zur
Erforschung der U.S.-/Nato-Kriegsverbre-
chen gegen das jugoslawische Volk vorge-
legt (von der Redaktion leicht gekürzt).

Massaker von Zivilisten im Kosovo

Während sich die Aufmerksamkeit der
Welt auf Truppenbewegungen und
Kriegsverbrechen konzentrierte, wurden
die Massaker von Zivilisten, die dem En-
de der Bombardierung auf dem Fuße folg-
ten,beiläufig als „berechtigte Racheakte“
abgetan. Im besetzten Kosovo wird mit
„doppelten Standards“ gemessen, wenn
es darum geht, Kriegsverbrechen einzu-
schätzen. Die Massaker, denen Serben,
Roma und andere ethnische Gruppen zum
Opfer gefallen sind,waren auf Anordnung
des militärischen Oberkommandos der
„Kosovo-Befreiungsarmee“ der UCK ver-
übt worden.

Die Nato streitet jegliche UCK-Betei-
ligung ab. Diese sogenannten „unmoti-
vierten Akte von Gewalttätigkeit und Ver-
geltung“ werden nicht als „Kriegverbre-
chen“ erfasst, und folglich fallen sie nicht
in den Verantwortungsbereich der zahl-
reichen Untersuchungsbeamten von FBI
und Interpol, die unter den Auspizien des
Internationalen Tribunals für Kriegsver-
brechen in Den Haag ins Kosovo geschickt
wurden.Damit nicht genug; während Na-
to stillschweigend die selbsternannte pro-
visorische Regierung der UCK unter-
stützt, bewegen sich die für die Massaker
verantwortlichen UCK-Kommandanten
unter dem Schutz der KFOR, die eigent-
lich die internationale Sicherheitsstreit-
macht im Kosovo darstellen sollte. Durch
diese Vorgehensweise machen sich die Ver-
treter der Nato und der UNO mitschuldig
an den Massakern von Zivilisten.

„Häuser und Geschäfte der Serben
sind konfisziert, geplündert oder abge-
fackelt worden. Die Serben sind verprü-
gelt, vergewaltigt und getötet worden. In
einem der drastischeren Ereignisse van-
dalisierten UCK-Truppen ein Kloster,ter-
rorisierten den Priester und eine Gruppe
von Nonnen mit Maschinengewehrfeuer
und vergewaltigten mindestens eine der
Nonnen. Die Unfähigkeit der Nato – oder
ist es mangelnde Bereitschaft –, die UCK
richtig zu entwaffnen, hat auch für die
Nato-Truppen eine sehr ernste Situation
heraufbeschworen. (…)“2

Der für Flüchtlinge zuständige Hohe
Kommissar der Vereinten Nationen (UN-
HCR) bestätigte: „In den sieben Wochen,

seitdem die Nato-geführten KFOR-Trup-
pen ins Kosovo einmarschiert sind, haben
mehr als 164.000 Serben die Provinz ver-
lassen.(…) Es folgte eine Welle von Brand-
schatzungen und Plünderung der Häuser
von Serben und Roma, die quer durch das
Kosovo geht.“

Die Serben und Roma, die im Kosovo
geblieben sind, wurden wiederholt Opfer
von Belästigungen, Einschüchterungen
und brutaler Gewaltakte. Am schlimm-
sten ist die Serie von Morden und Ent-
führungen, die sich seit Mitte Juni gegen
Serben richtet, einschließlich des Massa-
kers von serbischen Bauern Ende Juli.

Politische Morde

Die selbsternannte provisorische Regie-
rung des Kosovo (PRK) hat auch die Er-
mordung ihrer politischen Konkurrenten
befohlen,einschließlich der „loyalen“ Ko-
sovo-Albaner und der Anhänger von Ru-
govas Demokratischer Liga des Kosovo
(DLK).Diese Morde wurden in einem Kli-
ma durchgeführt, in dem niemand auch
nur versucht hätte, die Taten zu verhin-
dern. Statt wegen Kriegsverbrechen in-
haftiert zu sein, stehen die Führer der
UCK unter dem Schutz der KFOR. Noch
während des (Nato-)Bombardements ver-
öffentlichte das Foreign Policy Institute in
den USA einen Bericht, wonach die UCK
keinerlei Bedenken hatte, „einen Mitar-
beiter von Rugova zu ermorden, den die
UCK des ,Verbrechens‘ der Mäßigung be-
schuldigte.Die UCK erklärte Rugova zum
,Verräter‘, ein weiterer Schritt, um alle
mögliche Konkurrenten um die Macht im
Kosovo zu eliminieren.“ 4

Bereits im Mai 99 war Fehmi Agani, ei-
ner von Rugovas engsten Mitarbeitern in
der DLK, ermordet worden. Der Nato-
Sprecher Jamie Shea beschuldigte seiner-
zeit die Serben dieser  Tat. Aber die ma-
zedonische Zeitung „Makedonija Danas
enthüllte, dass Agani im Auftrag des
selbsternannten Premierministers Has-
him Thaci executiert worden ist“.5 Wenn
er (Thaci) tatsächlich in Rugova eine Be-
drohung seiner Machtansprüche sehen
würde, dann würde er nicht zögern, Ru-
gova von der politischen Landschaft des
Kosovo zu entfernen.6

Die UCK hat bereits zahlreiche Fach-
leute und Intellektuelle entführt und
getötet: „Privates und Staatseigentum ist
gefährdet. In Massen werden die Besitzer
von Häusern und Apartments unter Dro-
hungen und Gewaltanwendungen aus
ihren Wohnungen vertrieben. Häuser und
ganze Dörfer werden gebrandschatzt.
Kulturelle und religiöse Denkmäler wer-
den zerstört. Besonders schlimm waren
die Ereignisse im Krankenhauszentrum

von Pristina: Das professionelle Manage-
ment, die Ärzte und das Pflegepersonal
wurden misshandelt und vertrieben.“7

Aber sowohl die Nato als auch die UNO
ziehen es vor, nichts zu sehen. Der Inte-
rim-Verwalter der UNO, Bernard Kouch-
ner (ein ehemaliger französischer Mini-
ster für Gesundheit), und KFOR-Kom-
mandant Sir Michael Jackson haben ein
gutes routinemäßiges Arbeitsverhältnis
mit „Premierminister“ Hashim Thaci und
dem UCK-Stabschef, Brigadegeneral
Agim Ceku, aufgebaut.

Greueltaten gegen Roma

Die ethnische Säuberungen durch die
UCK richten sich auch gegen die Volks-
gruppe der Roma,die vor dem Konflikt im
Kosovo etwa 150.000 Menschen zählte.
(Die Zahl basiert auf Angaben der Roma-
Gemeinschaft in New York). Ein großer
Teil des Roma-Bevölkerung ist bereits
nach Montenegro und Serbien geflohen.
Die Presse berichtete, dass Roma, die mit
dem Boot nach Süditalien geflohen wa-
ren, von den italienischen Behörden wie-
der nach Hause geschickt worden sind.8

Die UCK hat auch die systematische
Plünderung und Brandschatzung der
Häuser der Roma-Gemeinschaft ange-
ordnet: „Alle Häuser und Siedlungen der
Roma, wie z.B. die 2.500 Häuser im Wohn-
gebiet ,Mahala‘ der Stadt Kosovska Mit-
rovica, sind geplündert und verbrannt
worden.“9

Die Medienberichte über die Grau-
samkeiten, die die UCK an den Roma be-
gangen hat, werden jedoch in bekannter
Art und Weise verfälscht.So berichtete die
BBC: „Zigeuner werden von Kosovo-Al-
banern beschuldigt, mit den Serben kol-
laboriert zu haben, weshalb auch sie Op-
fer von Vergeltungsangriffen geworden
sind. (Und die Wahrheit ist, dass einige
vermutlich kollaboriert haben.)“10

Errichtung einer paramilitärischen

Regierung

Während die politischen Führer des We-
stens ihre Unterstützung für Demokratie
in die Welt hinausposaunen, ist der
Staatsterrorismus zu einem wesentlichen
Bestandteil des Nato-Nachkriegsdesigns
für das Kosovo geworden. Die politische
Rolle für die UCK in der Periode nach dem
Krieg war schon lange vorher ausgear-
beitet worden. Schon vor der Konferenz
in Rambouillet war der UCK eine zentra-
le Rolle in der Bildung einer Kosovo-Re-
gierung nach Beendigung der Krise ver-
sprochen worden. Die geheimen Pläne sa-

Zur Rolle der UCK bei der Neuordnung des Balkans

Im Kosovo hat die NATO eine
Herrschaft des Terrors errichtet
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hen dabei vor, die paramilitärische UCK
in eine legitime, zivile Verwaltung umzu-
wandeln.

Aussage des Sprechers des US-Außen-
ministeriums James Foley (Februar 1999):
„Wir möchten ein gutes Verhältnis zu ih-
nen [der UCK] aufbauen,während sie sich
in eine politisch orientierte Organisation
verwandeln. Wir glauben, dass wir ihnen
jede Menge gute Ratschläge und Hilfe ge-
ben können, falls sie sich in genau die po-
litische Kraft verwandeln, die wir wol-
len.“11 Das heißt nichts anderes, als dass
das US-Außenministerium schon lange
geplant hatte, der „provisorischen Regie-
rung“ der UCK zu erlauben,die zivilen In-
stitutionen des Staates zu leiten. Unter
der „indirekten Herrschaft“ der Nato hat
die UCK bereits Bürgermeisterämter und
andere öffentliche Ämter übernommen,
einschließlich Schulen und Krankenhäu-
ser. Rame Buja, der UCK-„Minister für
kommunale Verwaltung“, hat in 23 von 25
städtischen Verwaltungen den Bürger-
meister ernannt.12

Unter der Herrschaft der Nato hat die
UCK die Position der von ethnischen Al-
banern ordnungsgemäß gewählten provi-
sorischen Kosovo-Regierung des Präsi-
denten Ibrahim Rugova übernommen.Die
selbsternannte UCK-Regierung hat Ru-
gova als Verräter deklariert und die im
März 1998 (parallel) abgehaltenen parla-
mentarischen Wahlen der Kosovo-Alba-
ner für ungültig erklärt.

Diese Position ist im wesentlichen von
der Organisation für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa (OSZE) unter-
stützt worden, die nach Kriegsende von
der UNMIK mit der Aufgabe des „demo-
kratischen Aufbaus“ und des „guten Re-
gierens“ im Kosovo betraut worden war.
Stattdessen haben die OSZE-Beamten
bereits ein gutes Arbeitsverhältnis zu den
UCK-Vertretern aufgebaut.13

Die provisorische UCK-Regierung be-
steht aus dem politischen Flügel der UCK
und der demokratischen Anschluss-
bewegung (LBD), eine Koalition von fünf
Parteien, die in Opposition zu Rugovas
Demokratischer Liga stehen. Außer dem
Amt des Premierministers kontrolliert die
UCK das Finanzministerium, das Mini-
sterium für öffentliche Sicherheit und das
Verteidigungsministerium. Die UCK hat
auch die ausschlaggebende Stimme im
Übergangsrat für das Kosovo, der von Mr.
Bernard Kouchner eingerichtet wurde.
Die provisorische UCK-Regierung hat
außerdem Verbindungen zu einer Anzahl

von westlichen Regierungen hergestellt.
Während die UCK unter Leitung der OS-
ZE angefeuert wurde, zivile Institutionen
zu leiten, wurden die Mitglieder der ord-
nungsgemäß gewählten Kosovo-albani-
schen (provisorischen) Regierung der de-
mokratischen Liga (Rugovas DKL) in
brüsker Weise kaltgestellt und davon aus-
geschlossen,eine sinnvolle politische Rol-
le zu spielen.

US-Militärhilfe

Obwohl sich die Nato verpflichtet hatte,
die UCK zu entwaffnen, deutet alles dar-
auf hin, dass die paramilitärischen Orga-
nisation in eine moderne militärische
Streitmacht umgewandelt werden soll.
Der amerikanische Kongress hat der UCK
im Rahmen des „Gesetzes für Unabhän-
gigkeit und Gerechtigkeit im Kosovo“ von
1999 bereits sogenannte „Sicherheitsun-
terstützung“ bewilligt. Die Anfangsgel-
der von 20 Million Dollar werden weitge-
hend für „Training und Unterstützung
der von der UCK gestellten Selbstvertei-
digungskräfte“ verwendet werden.15

Der UCK-Stabschef Agim Ceku sagte
dazu: „Die UCK möchte sich in eine Art
Nationalgarde nach US-Vorbild verwan-
deln. (…) Wir nehmen die Hilfe der KFOR
und der internationalen Gemeinschaft an,
die uns beim Aufbau einer modernen Ar-
mee entsprechend der Nato-Standards
unterstützen. Den professionell ausgebil-
deten Soldaten der nächsten Generation
der UCK wird nur die Verteidigung Koso-
vos am Herzen liegen. In dieser entschei-
denden Situation verstecken wir [die
UCK] nicht unsere Zielsetzung, und wir
wünschen uns, dass die internationalen
militärischen Strukturen uns in unseren
friedlichen und humanitären Bemühun-
gen unterstützen.“16

Während die UCK weiterhin eng mit
dem internationalen Drogenhandel ver-
flochten bleibt, aus dessen Einkünften in
der Vergangenheit so manche terroristi-
sche Aktivität finanziert worden ist, be-
kommt die UCK nun (von der Nato – red.
Anm.) den offiziellen Persilschein und le-
gale Geldquellen. Die Entwicklung folgt
dabei in etwa dem kroatischen Beispiel,
aber auch dem der Bosnisch-kroatischen
Föderation in Bosnien. In beiden Ländern
hat das US-Verteidigungsministerium so-
genannte „Ausrüstungs-und Trainings-
programme“ aufgebaut. Mit dem Unter-
schied, dass Washingtons militärisches
Hilfsmittelpaket für die UCK der priva-
ten Söldnerfirma „Military Professional

Resources Inc (MPRI) anvertraut wurde.
Die Söldnerfirma firmiert unweit von Wa-
shington in Alexandria,Virginia,und wird
von hochrangigen ehem. Offizieren der
US-Armee geleitet, die eng mit der US-
Regierung zusammenarbeiten.

Das Trainingskonzept von MPRI, das
bereits in Kroatien und Bosnien getestet
wurde, basiert auf der Vermittlung, dass
„offensive Taktiken die beste Form der
Verteidigung sind“.17 Im Kosovo verwan-
delt diese sogenannte „Verteidigungsdok-
trin“ die UCK in eine moderne Armee, die
dabei jedoch nicht ihr terroristisches Ma-
ke-up verliert.18

Zielsetzung ist es,die UCK letztendlich
in eine moderne Armee und Polizeistreit-
macht umzuwandeln,die den zukünftigen
strategischen Zielen der Nato-Allianz auf
dem Balkan dient. Die MPRI-Söldnerfir-
ma hat z.Z. „93 in hohem Maße erfahre-
ne, ehemalige militärische Fachleute in
Bosnien-Herzegovina im Einsatz“.19 Die
Zahl der ehem. Offizieren, die im Auftrag
der US-Regierung die UCK trainieren,
wurde nicht bekanntgegeben.

1. entfällt
2. Stratfor Commentary, „Growing Threat of Ser-
bian Paramilitary Action in Kosovo“,29 July 1999
3. entfällt
4. See Michael Radu, „Don’t Arm the KLA“, CNS
Commentary from the Foreign Policy Research
Institute, 7 April, 1999).
5. Tanjug Press Dispatch, 14 May 1999
6.Stratfor Comment,„Rugova Faced with a Choi-
ce of Two Losses“, Stratfor, 29 July 1999.
7. Federal Ministry for Foreign Affairs,Yugoslav
Daily Survey, Belgrade, 29 June 1999.
8. Hina Press Dispatch, Zagreb, 26 July 1999
9. Ibid.
10. BBC Report, London, 5 July 1999.
11. New York Times, 2 February 1999
12. Financial Times, London, 4 August 1999.
13. See Organization for Security and Coopera-
tion in Europe,Mission in Kosovo, Decision 305,
Permanent Council, 237th Plenary Meeting, PC
Journal No. 237, Agenda item 2, Vienna, 1 July
1999 .
14.entfällt
15. 106th Congress, April 15, HR 1425. =20
16. Interview with KLA Chief of Staff Comman-
der Agim Ceku, Kosovapress, 31 July 1999
17. See Tammy Arbucki, Building a Bosnian Ar-
my“, Jane International Defence Review, August
1997.
18. Ibid.
19. Military Professional Resources, Inc, „Per-
sonnel Needs“, http://www.mpri.com/current
/personnel.htm
Der Autor ist Professor der Volkswirtschaft an der
Universität Ottawa und Autor von „Globalisie-
rung der Armut; die Auswirkungen der Reformen
des IWF und der Weltbank; Netzwerk Dritte Welt.
Penang und Zed Books, London, 1997.

Von links

nach rechts:

Brennendes

serbisches

Haus, Särge

der Opfer des

Massakers

von Gracko,

serbische

Flüchtlinge,

UCK-Einheit



8 AUSLANDSBERICHTERSTATTUNG • PB 19/99

Massaker in Ostimor

Die BRD trägt Mit-
verantwortung
Die Menschen der ehemaligen Kolonial-
macht Portugal zeigen die heftigste Wut
über die Ereignisse in Osttimor. Mehrere
Millionen Portugiesen legten in der ver-
gangenen Woche aus Protest gegen die
Massaker des indonesischen Militärs und
seiner Banden für fünf Minuten die Ar-
beit nieder. Der Picoas-Platz vor dem
UNO-Sitz in Lissabon platzte aus allen
Nähten. Tausende folgten einem Aufruf
der Gewerkschaften und einem All-Par-
teien-Bündnis, um ihre Solidarität mit
Osttimor auszudrücken. In seltener Ei-
nigkeit reichten sich führende Politiker
von links bis konservativ die Hände. Li-
teraturnobelpreisträger Jose Saramago
schreibt in einem aufrührenden Appell:
„Was ist der Wert eines Bürgers von Dili
an der Börse in New York? Indonesien hat
mehr als dreitausend Inseln, und Ostti-
mor ist nur eine halbe davon. Erhebt sich
die Welt, wenn sie droht sich zu verlie-
ren?“

Die Solidarität vieler Portugiesen für
die Menschen in Osttimor kommt nicht
von ungefähr. Im Zuge der Nelkenrevo-
lution wurden auch die Kolonien Portu-
gals in ihre Unabhängigkeit entlassen.
Auch Osttimor gehörte dazu.

Als 1974 in Portugal die „Nelkenrevo-
lution“ gegen die Salazar-Diktatur sieg-
te,erklärte die neue Regierung den Rück-
zug aus den Kolonien. In Osttimor kam
es im Mai, noch unter der Leitung der
portugiesischen Kolonialverwaltung, zu
Wahlen, bei denen drei Parteien um die
Macht des in die Unabhängigkeit entlas-
senen Landes kämpften. Die „Fretilin“
(Revolutionäre Front für ein unabhängi-
ges Ost-Timor), die im Gegensatz zu den
beiden anderen Parteien eindeutig für
ein von Indonesien unabhängiges, sou-
veränes Land eintrat, ging als Sieger aus
den Wahlen hervor.Am 28.November rief
die Fretilin-Regierung die „Demokrati-
sche Republik Ost-Timor“ aus. Nur eine
Woche später, am 7. Dezember 1975, be-
gann die völkerrechtswidrige Besetzung
Ost-Timors durch die indonesische Ar-
mee. Präsident Suharto hatte sich zuvor
bei den USA und dem Nachbarn Austra-
lien rückversichert, dass ihm dabei freie
Hand gewährt wird (Devise: „Kein zwei-
tes Kuba“; der damalige US-Außenmini-
ster Kissinger forderte die indonesische
Armee auf, sofort in Osttimor einzumar-
schieren). Es begann ein außerordentlich
blutiger Konflikt zwischen der linksori-
entierten Befreiungsgruppe der Fretelin
und der indonesischen Armee. Etwa
200.000 der 700.000 Einwohner fielen
damals den Kämpfen und einer Hunger-
blockade zum Opfer.

Jahrelang wurde die Politik der indo-
nesischen Regierung in Osttimor von den
imperialistischen Staaten geduldet und
wirtschaftlich und militärisch gefördert.

An vorderster Stelle steht hier mal wie-
der die BRD.Besondere Verdienste um die
deutsch-indonesischen Beziehungen hat
der jetzige Präsident Indonesiens Habi-
bie.Dieser hatte in den 60er Jahren in der
BRD studiert. Beim Rüstungskonzern
MBB stieg er dann zum Direktor für an-
gewandte Technologie auf.1974 ging Ha-
bibie nach Indonesien zurück und wur-
de dort sofort Mitglied der Regierung.
Dort hat er sich offenbar so intensiv für
die Belange der BRD eingesetzt,dass ihm
1980 das Große Bundesverdienstkreuz
durch die Bundesregierung verliehen
wurde (damals wie heute eine SPD-Re-
gierung). Habibie bedankt sich dafür
prompt: Siemens erhielt den Auftrag,das
erste indonesische Atomkraftwerk zu
bauen.

Die Wirtschaftsbeziehungen mit Indo-
nesien entwickelten sich profitabel für
der BRD-Konzerne. Allein im letzten
Jahr lieferten deutsche Firmen Produkte
im Wert von 3,34 Milliarden Mark, im-
portiert wurden Waren für 3,96 Milliar-
den Mark. Der Warenaustausch be-
schränkt sich nicht nur auf harmlose
Konsumgüter. Das ARD-Politmagazin
„Monitor“ berichtete über die Verflech-
tungen von deutscher Rüstungsindu-
strie,deutschen Geheimdiensten und der
indonesischen Armee.

Der Terror in Osttimor finde, so „Mo-
nitor“, „auch mit deutscher Hilfe“ statt.
Der Bundesnachrichtendienst (BND)
pflege weiter die gute Partnerschaft mit
dem indonesischen Gemeindienst (BND-
interner Deckname: „Kakadu“). Die rot-
grüne Bundesregierung setze dieselben
Prioritäten wie ihre Vorgänger: wirt-
schaftliche Interessen vor Menschen-
rechten.

Erst diese Woche forderte der austra-
lische Regierungsbeauftragte John Do-
wd: „Deutschland sollte sofort Wirt-
schaftssanktionen verhängen, den Han-
del mit Indonesien stoppen und endlich
begreifen,dass Menschenleben wichtiger

sind als Profit.“ Eine Sprecherin des
Bundeswirtschaftsministeriums sagte
dazu gestern: „Handelsembargos haben
in der Vergangenheit gezeigt, dass sie
nicht unbedingt dazu beitragen, die Zie-
le zu erreichen, die man erreichen will.“
Der Anteil von Rüstungsgütern an den
deutschen Exporten nach Indonesien sei
äußerst gering. Insgesamt habe die deut-
sche Industrie 1998 genehmigungs-
pflichtige Güter im Wert von rund 800
Millionen Mark nach Indonesien gelie-
fert. Der überwiegende Teil (796 Millio-
nen) seien sogenannte Dual-Use-Güter
gewesen, die nicht unmittelbar militäri-
schen Zwecken dienten – wie beispiels-
weise „Polizeiuniformen, Hämmer und
Schrauben“.

Aber das ist nicht die ganze Wahrheit.
In der Bremer Lürffenwerft liegen vier
Patrouillenboote, die für die indonesi-
sche Marine gebaut werden. Und nach
Informationen der Kampagne „Stoppt
den Rüstungsexport“ würden in Frei-
burg Raketensprengköpfe auf ihren Ab-
transport nach Indonesien warten.

Die Kampagne fordert hier einen so-
fortigen Lieferstopp. Aber nach allem,
was man schon von der SPD/Grünen-
Bundesregierung erfahren hat, wird sie
es halten wie ihre Vorgänger. Kohl ver-
scherbelte Teile der ehemaligen DDR-
Marine 1992 an Indonesien. Es kam zu
heftigen Protesten in der BRD mit Be-
setzungsaktionen der Schiffe, was die
Bundesregierung nicht hinderte, die
Schiffe auszuliefern.

Der Asienreferent der Caritas kriti-
sierte vor einigen Tagen in Freiburg die
Politik der Bundesregierung: „Wir haben
das traurige Beispiel, dass die Bundesre-
publik Indonesien jahrelang mit Waffen-
lieferungen und Wirtschaftshilfe unter-
stützt hat und dabei die Menschrechts-
verletzungen in Osttimor ignorierte. Da
stehen klare wirtschaftliche Interessen
im Vordergrund. Deshalb trägt die Bun-
desregierung eine Sonderschuld.“ hav
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USA: Kluft zwischen Arm und
Reich wächst
Die Kluft zwischen Arm und Reich in den
Vereinigten Staaten weitet sich immer
mehr aus.Das ist das Ergebnis einer neu-
en Studie des „Centers for Budget und
Policy Priorities“. Seit 1977, so heißt es,
habe sich der Anteil der obersten 20 Pro-
zent der Einkommenspyramide am Ge-
samteinkommen von 44,2 auf 50,4 Pro-
zent erhöht, während der Anteil der rest-
lichen 80 Prozent beständig zurückge-
gangen sei. In der untersten Einkom-
mensschicht liege das reale Einkommen
nach Steuern heute sogar 9 Prozent un-
ter dem Niveau von 1977. Die 2,4 Millio-
nen Spitzenverdiener – das entspricht 1
Prozent der Bevölkerung – hätten dage-
gen in der gleichen Zeit ihr Realeinkom-
men um 115 Prozent steigern können.Ei-
ne solche schiefe Einkommensverteilung
habe es in der Geschichte der USA noch
nie gegeben, heißt es in der Studie.

Eine Erklärung für diese steigende
Kluft zwischen oben und unten in den
USA sieht die Studie in den verschiede-
nen Steuersenkungen seit 1977,durch die
alle Besserverdienenden bevorzugt ent-
lastet worden sind.

Großbritannien: Gewerkschaften
gewinnen wieder neue Mitglieder
Die britischen Gewerkschaften haben
erstmals seit 20 Jahren den Mitglieder-
schwund gestoppt und sogar neue An-
hänger gefunden. Aus Anlass des in die-
ser Woche stattfindenden Gewerk-
schaftstages des Trade Union Congress
(TUC) meldet der Dachverband, dass in

diesem Jahr 100000 neue Mitglieder ge-
wonnen worden seien. Die Mitglieder-
zahl, die Ende der siebziger Jahre noch
bei mehr als 11 Millionen gelegen habe,
liege nun bei 6,7 Mio. Als besonders er-
freulich sieht der TUC, dass mehr Frau-
en, Teilzeitarbeiter und Angehörige von
ethnischen Minderheiten die Gewerk-
schaften als notwendige Organe für die
Vertretung ihrer Interessen nutzen wür-
den. Trotzdem wird die Lage für die ab-
hängig Beschäftigten und der Gewerk-
schaften als äußerst kritisch angesehen.
In einer Studie des TUC heißt es dazu:
„Die Gewerkschaften haben die Angrif-
fe der Thatcher-Jahre gut überstanden.
Aber wir können nicht abstreiten, dass
eine feindliche Gesetzgebung,Massenar-
beitslosigkeit und die massive Restruk-
tuierung der Wirtschaft uns in die De-
fensive gedrängt haben. Die Mitglied-
schaft im privaten Sektor ist auf ein sehr
niedriges Niveau gefallen. Ganze neue
Branchen sind entstanden mit überhaupt
keiner gewerkschaftlichen Organisie-
rung. Kleine und mittelgroße Unterneh-
men sind herangewachsen,bei denen Ge-
werkschaften nur schwer haben Fuß fas-
sen können.“

Aber die Folgerungen, die der TUC
daraus zieht, sind fatal. Die Gewerk-
schaften müssen nun die Partnerschaft
der Arbeitgeber suchen, heißt es. Die
Globalisierung dürfe nicht als Gefahr,
sondern müsse als Chance begriffen wer-
den. „Alle Arbeitgeber werden die Hilfe
der Gewerkschaften suchen, um die Her-
ausforderungen des Wettbewerbs zu be-
wältigen.“ Schon jetzt ist klar, das eini-
ge Einzelgewerkschaften konträr zu den
Positionen des Dachverbandes stehen.

Das Jahrestreffen des TUC
kann also durchaus interessant
werden.

Den Haag: Hereros verklagen BRD
wegen Völkermord
Der internationale Gerichtshof (IGH) in
Den Haag hat die Eröffnung eines Ver-
fahrens namibischer Hereros abgelehnt,
die von der deutschen Regierung Ent-
schädigung für Morde und Übergriffe der
„deutschen Schutztruppe“ gefordert ha-
ben. Diese hatte im von den deutschen
okkupierten sogenannten „Deutsch-
Südwestafrika“ nach dem Herero-Auf-
stand im Jahre 1904 den Befehl gegeben,
alle Hereros auszurotten. Bis zu 50000
Personen, vier Fünftel aller Hereros,
starben bei der Völkermordaktion deut-
scher Soldaten. Der frühere Bundesprä-
sident Herzog hatte bei seinem Besuch in
Namibia die Völkermordaktion lau als
„besonders dunkles Kapitel“ der deut-
schen Geschichte bezeichnet, jede Wie-
dergutmachung aber kategorisch abge-
lehnt. Herero-Häuptling Riruako trug
die Forderung nach einer Wiedergutma-
chung im vergangenen Jahr an den IGH
heran und wiederholte sie im August
beim Herero-Gedenktag in Namibia.Der
IGH teilte jetzt mit, das Begehren habe
keine Chance einer Anhörung, da nur
Staaten Parteien vor dem IGH sein kön-
nen, nicht aber Personen, Gruppen, Un-
ternehmen oder internationale Organi-
sationen.

Ukraine: Zwangsarbeiter fordern
Entschädigung von der BRD
Etwa 200 ehemalige ukrainische
Zwangsarbeiter haben in der vergange-
nen Woche in Kiew von der BRD Ent-
schädigungen für ihre Leiden unter dem
Naziregime gefordert. „Wir wollen einen
gerechten Ausgleich für unsere Sklaven-
arbeit“, stand auf Plakaten der Demon-
strierenden vor der deutschen Botschaft
in Kiew. Während des zweiten Weltkrie-
ges waren mehr als zwei Millionen
Ukrainer zur Arbeit in Industriebetrie-
ben, Bergwerken oder Bauerhöfen in
Deutschland gezwungen worden.

Die stockenden Verhandlungen der
Bundesregierung mit der deutschen
Wirtschaft gehen den ukrainischen Op-
fern zu langsam.„Deutsche,gebt uns un-
ser verdientes Geld, solange wir noch le-
ben“, forderten die Rentner. Schätzungs-
weise 500000 ehemalige Zwangsarbeiter
und Opfer des Naziterrors leben heute
noch in der Ukraine. Die BRD hatte 1995
insgesamt 400 Mio. DM für ehemalige
Zwangsarbeiter an die Regierung der
Ukraine überwiesen. Etliche Millionen
davon sind in den Taschen der von der
BRD protegierten Vertretern der neuen
Mittelklasse der Ukraine verschwunden
und liegen sicher wieder geschützt auf
Konten der Deutschen Bank in der BRD
oder der Schweiz.

Zusammenstellung: hav

Etwa 1 Million Menschen haben am vergangenen Dienstag in Brasilien gegen
die Armut und die Wirtschaftspolitik der Regierung demonstriert. Unter dem
Motto „Schrei der Ausgeschlossenen“ fanden in etwa 1500 Gemeinden ge-
meinsam mit dem Gewerkschaftsdachverband CUT, der Bewegung der Land-
losen (MST) und linken Oppositionsparteien Protestveranstaltungen statt.
Schon vor ein paar Tagen war die Hauptstadt zum Zentrum des Protests gegen
die Politik der Regierung Fernando Henrique Cardoso (FHC) geworden. Ende
August hatten sich ca. 100000 Menschen aus allen Ecken des Landes zusam-
mengefunden, um zu fordern: „Basta FHC! IWF raus.“ Und die Proteste wer-
den nicht verstummen. Anfang Oktober wird der Marsch landloser Bauern in
der Hauptstadt erwartet.
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Landeserziehungsgeld auch für die
Familien ohne deutschen Pass !
STUTTGART. Bereits vor einigen Wochen
hatte der DGB Baden-Württemberg das
Sozialministerium aufgefordert, die Un-
gleichbehandlung vor allem der türki-
schen Mitbürgerinnen und Mitbürger
beim Landeserziehungsgeld zu beenden.
„Es ist eine eklatante Ungerechtigkeit
gegenüber den ausländischen Staatsan-
gehörigen, die hier zum Teil seit Jahr-
zehnten leben,arbeiten und Steuern zah-
len und trotzdem von Familienleistun-
gen, wie dem Landeserziehungsgeld,
ausgeschlossen werden“, sagte die stellv.
DGB-Landesvorsitzende Anne Jenter.
Der DGB hält es für notwendig, dass die
Landesregierung nun endlich für die Be-
reitstellung der entsprechenden finanzi-
ellen Mittel sorgt. Anlass für die Auffor-
derung des DGB an das Sozialministeri-
um war ein Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs vom Mai diesen Jahres. Da-
nach können sich türkische Staatsan-
gehörige unmittelbar auf Gleichbehand-
lung in der Sozialen Sicherheit berufen.
Das veröffentlichte Urteil des Verwal-
tungsgerichts Karlsruhe hat diese
Rechtsauffassung des DGB bestätigt.Die
DGB-Forderung an die Regierung lautet
nun: „Wir wollen ein familienfreundli-
ches Baden-Württemberg für alle, die
hier wohnen – unabhängig von ihrer Na-
tionalität.“ Aus DGB-Pressemitteil.17.8.

Aktionstag gegen Arbeitslosigkeit
und Armut am „Weltspartag“
BIELEFELD. Die Koordinierungsstelle ge-
werkschaftlicher Arbeitslosengruppen
ruft am 29.10., den sog. Weltspartag, zu
bundesweiten Aktionen auf. In ihrem
Aufruf heißt es u.a.: „Es ist eine Lüge,
dass es keine Alternative zum rot-grünen
Sparpaket gibt. Das richtige Ziel der
Haushaltskonsolidierung erfordert eine
stärkere Heranziehung der Besserver-
dienenden und Vermögenden. Es gilt, das
Verfassungsgebot einer Besteuerung
nach Leistungsfähigkeit endlich zu ver-
wirklichen. Anstelle von Sozialabbau zu
Lasten der ohnehin Benachteiligten müs-
sen die staatlichen Einnahmen erhöht
werden. Konkrete Instrumente dazu sind
z.B. ein Verzicht auf die geplante Netto-

entlastung der Unternehmen, die Wie-
dereinführung der Vermögensteuer oder
die Erhöhung der Erbschaftsteuer. Noch
ist nichts entschieden! Ob unsoziale
Sparpläne Wirklichkeit werden, liegt
auch an uns. Alle sind eingeladen und
aufgefordert, am Weltspartag und
während des weiteren Gesetzgebungs-
verfahrens mit uns zu protestieren: Ar-
beitsloseninitiativen, Gewerkschaften,
Kirchen,Wohlfahrstverbände und weite-
re. Die Kürzungen gegen Arbeitslose
müssen vom Tisch!“ – Koordinierungs-
stelle gewerkschaftlicher Arbeitslosen-
gruppen, Marktstr. 10, 33602 Bielefeld.

Offener Brief: Aufhebung des PKK-
Verbots ist dringender denn je !
MÜNCHEN. Die Rechtsanwältin Angelika
Lex schreibt in einem offenen Brief an die
Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die
Grünen und PDS sowie Innenminister
Schily u.a.: „Vor einiger Zeit führte die
Deutsch-Kurdische Gesellschaft in Mün-
chen eine Veranstaltung unter dem Titel
„Rot-Grün – die Farben der Kurden?“
durch. Wir waren damals im Verlauf der
Diskussion darin übereingekommen, daß
es politisch dringend notwendig sei, ei-
nen fraktionsübergreifenden Antrag,den
Claudia Roth, Uta Titze-Stecher und Eva
Bulling-Schröter unterstützen wollten,
zur Aufhebung des PKK-Verbots zu stel-
len. Dieses Anliegen ist nun dringender
denn je. Immer noch werden in der BRD
KurdInnen und auch nicht-kurdische
UnterstützerInnen strafrechtlich ver-
folgt, weil sie die Friedensbemühungen
von Abdullah Öcalan und der PKK in
Wort und Bild in friedlichen Demonstra-
tionen und Versammlungen und Presse-

berichten unterstützen. Als Anwältin
verteidige ich in dutzenden von Straf-
verfahren,wo Menschen einzig und allein
desshalb verurteilt werden, weil sie auf
einer Versammlung „Biji Apo“ (Hoch le-
be Apo) gerufen haben.Die Rechtslage ist
nicht nur für KurdInnen immer un-
durchschaubarer geworden ... Mittler-
weile ist die Situaion sogar noch weiter
pervertiert, denn die Türkei hat sich zu
einem Anmestiegesetz durchgerungen.
Zwar ist der Presse zu entnehmen, daß
hierunter wohl nur wenige aktive PKK-
Kämpfer fallen werden, für die o.g. Fäl-
le wäre die Amnestie aber sicherlich ein-
schlägig. Für dieselbe Handlung werden
also KurdInnen in der Türkei nicht be-
straft, in Deutschland aber schon – das
kann doch wirklich nicht wahr sein!

Ich möchte Euch daher nochmals drin-
gendst auffordern, endlich geeignete
Schritte zu unternehmen, dieser uner-
träglichen Situation ein Ende zu berei-
ten,die dazu geführt hat,dass KurdInnen
hier in Deutschland inzwischen weniger
Rechte haben als in der Türkei.“ mlb

Postkarten gegen die Beteiligung
der Lufthansa an Abschiebungen
FRANKFURT/MAIN. Das „Aktionsbündnis
Rhein-Main gegen Abschiebungen“ hat
eine Postkartenaktion gegen die Beteili-
gung der Lufthansa an Abschiebungen
gestartet. Die Postkarten mit zwei unter-
schiedlichen schwarz-weiß-Motiven sind
an verschiedene Abteilungen der deut-
schen Fluggesellschaft gerichtet. Mit ih-
nen kann man/frau seinen Boykott der
Lufthansa erklären, solange diese an Ab-
schiebungen mitwirkt und auch noch
daran verdient. Der Text lautet: „... Kola
Bankole und Aamir Ageep waren zwei
abgelehnte Asylsuchende aus Afrika. Sie
kamen bei Abschiebungen aus Deutsch-
land in Lufthansa-Maschinen ums Le-
ben. Ihr Tod war kein Zufall. Er ist die
Folge der brutalen Abschiebepraxis des
BGS als Bestandteil einer insgesamt
flüchtlingsfeindlichen Asylpolitik. Täg-
lich werden Flüchtlinge in Verfolgung
und Folter, Krieg und Armut abgescho-
ben. Manche wehren sich aus Angst und
Verzweiflung, viele haben jedoch keine
Kraft mehr, Widerstand zu leisten ...“.

Aus Asyl-Nachrichten 8/99

Ca. 500 Menschen demonstrierten am Sams-
tag, den 4. September vom Eschweiler Tal-
bahnhof nach Dürwiß vor das Haus in der Jü-
licher Straße, in dem Achim Ezer, früher JN-
Landesvorsitzender, jetzt Bundesleiter des
„Bildungswerk Deutsche Volksgemeinschaft“
ein Nazizentrum betreibt, einschließlich eines
Versandhandels, den „Schwarze Fahne“-Ver-
lag, der neben rechtsradikalen Propaganda-
materialien, Büchern und Musik auch Sprin-
gerstiefel und Tarnkleidung im Angebot hat.
Die örtliche Bürgerinitiative gegen dieses Zen-
trum hatte zu der Demonstration aufgerufen,
die von etlichen Gruppen aus NRW unterstützt
wurde. Foto K.H.

50.000 bei k50.000 bei kururdischem Fdischem Festivalestival
am 28.8. in Dortmundam 28.8. in Dortmund
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Einen großen Erfolg hat die PDS bei den
Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfa-
len erzielt. Nach der Streichung der 5 %-
Klausel durch das Landesverfassungsge-
richt zog sie erstmals mit insgesamt 33
Abgeordneten in 17 Stadträte und 4
Kreistage ein. Darüberhinaus erreichte
sie in 8 Städten insgesamt 16 Mandate in
Bezirksvertretungen.

In Dortmund erhielt ein Mitglied der
PDS ein Ratsmandat über die Linke Li-
ste Dortmund. Damit hat die PDS ihre
kommunalen Mandate im Westen mehr
als verdoppelt. Der PDS-Landesvor-
stand wertet dies als Ausdruck gestiege-
ner Akzeptanz der PDS, aber auch Aner-
kennung für die Ansätze kommunalpoli-
tischer Arbeit. Über 245.000 betrug die
Auflage der Wahlzeitungen, die die PDS-
Kreisverbände in zwölf Städten heraus-
brachten.

In nahezu allen Kommunen und Krei-
sen, in denen die PDS antrat, konnte sie
die Ergebnisse der Bundestags- und der
Europawahl auch absolut ausbauen.Vor

allem im Ruhrgebiet erzielte sie über-
durchschnittliche Ergebnisse. In der
Stahlstadt Duisburg erreichte die PDS
mit 4,2% Fraktionsstärke, in Herne 3,4%,
in Oberhausen 3,2 %, in Gelsenkirchen
und Witten 2,7 %, in Essen 2,5 %. Dabei
kandidierte in Gelsenkirchen auch die
von der MLPD in ihrer Hochburg unter-
stütze Liste AUF, die mit 2,2 % der Stim-
men ebenfalls zwei Sitze im Stadtrat er-
hielt.

Auch in Wuppertal (3,0 %), wo der
Kreisverband die Kandidatur schon seit
mehreren Jahren vorbereitete, und in
Bielefeld (2,8 %) erzielte die PDS sehr
gute Ergebnisse. In den Kleinstädten
Heimbach (2,2 %) und Stolberg, wo
früher grüne bzw. unabhängige Ratsmit-
glieder diesmal für die PDS kandidier-
ten, reichte es dagegen nicht für neue
Mandate.Die Demokratische Linke Wül-
frath, die mit der PDS zusammenarbei-
tet, erhielt 10,9 % der Stimmen. Damit
verlor sie zwar ein Mandat, das Ergebnis
ist jedoch nach wie vor beachtlich.

Erdrutsch für SPD

Auch wenn diese Entwicklung Perspek-
tiven für eine linke, kommunalpolitische
Arbeit eröffnet: Das bürgerliche Lager
geht erheblich gestärkt aus den Wahlen
hervor. Rot-Grün mußte eine dramati-
sche, erdrutschartige Niederlage ein-
stecken. Die SPD verlor in ihren Hoch-
burgen, den kreisfreien Städten, rund 10
% der Stimmen, B. 90/Die Grünen 2,5 %.
Landesweit erreicht die CDU locker eine
absolute Mehrheit und kann sich damit
erstmals seit Mitte der 60er Jahre auch
ohne die FDP Hoffnungen auf eine Mehr-
heit bei den Landtagswahlen im nächsten
Jahr machen.Die rechtsradikalen Partei-
en erhielten dort, wo sie kandidierten,
weniger Stimmen als bei der letzten
Kommunalwahl. Die REP erzielten je-
doch 15 Mandate in Räten und Kreista-
gen, die DVU drei.

Eine nicht mehr erkennbare rot-grüne
Reformperspektive, Skandale um Spit-
zenkandidaten und verlorene Bürgerbe-
gehren vor Ort führten dazu,daß die SPD

Wahlergebnisse der PDS in Nordrhein-Westfalen
Ort/Kreis                                       Gemeinderat/Kreisrat                           Bezirksvertr. Europawahl Juni 1999 Bundestagswahl 1998

Stimmen Stimmen Sitze Sitze Ergebnis Ergebnis Ergebnis Ergebnis
absolut Prozent in % absolut in % absolut

Aachen Kreis 1,7 1 1,0 1039 1,1 2089
Aachen Stadt - 2,2 1 1 2.1 1679 1,7 2417
Bielefeld 3950 2,8 2 2,3 2553 1,8 3625
Bonn 1,5 1 2,1 2307 1,5 2821
Duisburg 7035 4,2 3 1 2,2 2975 1,7 5010
Düren Kreis 1676 1,3 1 1,0 855 1,0 1644
Düren Stadt 0,8 1 1,2 1,1
Düsseldorf 5121 2,3 2 2,1 3770 1,7 5643
Essen 5722 2,5 2 3 2,0 3522 1,6 5821
Gelsenkrichen 2,7 2 3 1,8 1301 1,5 2514
Heimbach 2,2 0 1,0 1,3
Herne 1993 3,4 2 1 1,9 831 1,6 1623
Köln 6948 2,1 2 3 2,3 6155 1,6 8630
Moers 2,5 1 1,4 453 1,2
Münster 1,4 1 1,8 1878 1,5 2537
Neuss, Kreis 1,2 1 0,9 1372 1,0 2733
Neuss, Stadt 1,5 1 1,2 1,2
Oberhausen 2472 3,2 2 1,9 1103 1,3 1666
Recklinghausen, Kreis 1,9 1 1,3 2,634 1,3 5195
Stolberg 0 0,9 1,2
Unna, Kreis 1,3 1 1,2 1591 1,2 3146
Velbert 2,6 1 1,5 1,4
Warendorf, Kreis 1,1 0 0,8 779 0,9 1565
Witten 2,7 2 2,0 1,4
Wuppertal 3,0 2 3 2,2 2424 1,7 3704

GESAMT 33 15
Nachrichtlich
Dortmund (Bündnisliste) 1,0 1
Wülfrath (DLW) 10,9 4
Quelle: PDS-Landesgeschäftsstelle,Oststr. 37, 40211 Düsseldorf, Tel: 0221-358907, Fax: 0211-358908,e-mail: PDS-NRW@t-online.de

Kommunalwahlen NRW

Erdrutsch für Rot-Grün – Erfolge für die PDS
nach dem Fall der 5 %-Klausel



einen großen Teil ihrer Stammwähler
nicht mehr mobilisieren konnte. Die
Wahlbeteiligung sank in den kreisfreien
Städten auf 50,6 %. In Essen, wo Umfra-
gen die SPD bis zum letzten Tag bei den
Wahlen zum Oberbürgermeister und den
Wahlen zum Rat vorn sahen, sackte die
seit 43 Jahren regierende Mehrheitspar-
tei von 181.983 Stimmen bei der letzten
Kommunalwahl auf 81.062 Stimmen,das
sind gerade noch 35 %. Bei der Oberbür-
germeisterwahl war noch nicht einmal ei-
ne Stichwahl nötig, CDU-Kandidat Rei-
niger erhielt 51,7 % und kündigte als er-
stes die Säuberung der Innenstadt an -
von „Schmuddelecken“, Drogenabhän-
gigen und Obdachlosen. Die linke, kom-
munale Oppositionspolitik, die die PDS
in den nächsten fünf Jahren machen will,
wird also ein hartes Brot.

PDS Offene Listen haben Perspektive

Dabei erzielte die PDS die besten Ergeb-
nisse in den Städten,wo
die SPD sich noch ver-
hältnismäßig gut hielt
und die CDU zumindest
keine Spitzenergebnis-
se erzielte. In der Me-
dienstadt Köln schnitt
der größte PDS-Kreis-
verband in NRW mit
2,1% der Stimmen
schlechter ab,als bei der
Europawahl. Die SPD
erhielt ganze 30,3 % der
Stimmen, nachdem ihr
Oberbürgermeister-
Kandidat nach einem
Finanzskandal um die
Nutzung von Insider-
wissen für Aktienspe-
kulationen zurücktrat.

Das Ergebnis von B. 90/Grüne blieb in
Köln mit 15,8 % dagegen sehr hoch. Der
in NRW mehrheitlich eher rechte Kreis-
verband verlor nur wenige Zehntelpro-
zente. Die Oberbürgermeisterkandidatin
der Grünen, Anne Lütkes, kommt mit 32
% in eine Stichwahl gegen den Kandida-
ten der CDU.

Die PDS trat in allen Städten mit Of-
fenen Listen an, auf denen auch einzelne
Mitglieder von Initiativen, öfter auch
Mitglieder der DKP kandidierten. In
ihren traditionellen Hochburgen Bottrop
und Gladbeck trat die DKP auf eigenen
Listen an, in Gladbeck in Zusammenar-
beit mit der PDS. Nach einer Pause von
fünf Jahren kam sie in Bottrop mit 4,4 %
wieder in den Rat (3 Mandate), in Glad-
beck mit 2,9 % (1 Mandat). Dort, wo die
DKP jedoch gegen die PDS kandidierte,
erreichte sie keine Mandate. In Witten er-
hielt sie 0,8 % der Stimmen (PDS 2,7 %)
und in der Bezirksvertretung Essen-West

0,4 % (PDS 2,9 %, bei
den Ratswahlen im glei-
chen Bezirk 3,3 %).

Auch die Linke Liste
Dortmund, ein Bündnis
aus Mitgliedern von
DKP, PDS und Parteilo-
sen erhielt nur 1 % der
Stimmen und damit nur
knapp einen Sitz. Die
Hoffnung, über solche
Bündnisse die linken
Stimmen zu potenzie-
ren, kann damit wohl ad
acta gelegt werden. Die
Offenen Listen der PDS
bieten dagegen gute
Chancen, das linke
Wählerpotential zu mo-
bilisieren. (wof)
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Kommunalwahlergebnisse in
kreisfreien Städte (in %)

1999 1994

SPD 35,7 45,4
CDU 46,1 35,7
Grüne 8,9 11,4
FDP 3,7 3,1
PDS 1,7 —-
REP 0,7 1,1
DVU 0,2 —-
DKP 0,1 0,1
Sonst. 3,1 —-

Kommunalwahlergebnisse 
in Landkreisen (in %)

1999 1994

SPD 32,9 40,1
CDU 52,8 43,6
Grüne 6,3 9,3
FDP 4,7 4,2
PDS 0,3 —-
REP 0,1 0,2
NPD 0,1 —-
Sonst. 2,8 2,3

Landtags-
wahlen des
ostdeutschen
Herbstes
Wer hätte schon geglaubt,dass es nach ei-
nem heißen Sommer noch einen heißen,
trockenen Herbst geben würde? Die Tem-
peraturen vom zweiten Septemberwo-
chenende brachten Tausenden erholsame
Stunden an den brandenburgischen Seen
und auf den Höhen des Thüringer Waldes.
Was hatten sie von den Wahlen in Bran-
denburg und Thüringen? Ob sich die Po-
litiker in Brandenburg und Thüringen
ebenso wohl fühlten, mag für manchen
der bisher Regierenden allerdings sehr zu
bezweifeln sein. Sicher ist dagegen, daß
manchem dieser Herbst trockene Kehlen
einbrachte, weil ihnen vor Entsetzen die
Luft wegblieb.

Eigentlich sollte es im folgenden um
die Wahl in Brandenburg gehen.Aber die
Thüringer Wahlergebnisse vom 12. Sep-
tember 1999 zwingen dazu, das Thema zu
erweitern.

Steht die Bundesrepublik Kopf? Ist
das, was an den letzten beiden Wochen-
enden in Brandenburg und Thüringen
passierte, Ausdruck eines allgemeinen
Stimmungswechsels? Hat die Bundesre-
gierung unter Schröder so viel Kredit
verloren, daß ihr die Wähler weglaufen?

Was ist festzustellen und was kann sich
in Sachsen und Berlin in Kürze wieder-
holen?

Erstens, die SPD büßt weiter an
Wählerstimmen ein. Waren es in Bran-
denburg 15% Stimmen weniger, was Ver-
lust der Mehrheit bedeutet, liegt die SPD
in Thüringen um 11,1% unter dem Er-
gebnis von 1994 (29,6%). Sie ist der ein-
deutige Verlierer dieser Wahlen. Wollten
zur Bundestagswahl die Ostdeutschen
noch die Abwahl Helmut Kohls, so sehen
sie jetzt offenbar in Gerhard Schröder
den Mann, der sie weiter benachteiligen
will.

Zweitens, die CDU verzeichnet in bei-
den Ländern Zuwachs. Mit über 51% in
Thüringen wird die CDU sogar alleinige
Regierungspartei und kann den unge-
liebten Koalitionspartner SPD ausboo-
ten. Enttäuschte SPD-Wähler wechsel-
ten die Fronten und gingen mit fliegen-
den Fahnen zur CDU über. In Branden-
burg sind das immerhin rund 33.000
Menschen. Wird aber die CDU die Hoff-
nungen dieser Wähler erfüllen können
oder macht die SPD nur die Drecksar-
beit,die sich die CDU noch zu Zeiten Hel-
mut Kohls scheute zu realisieren?

Drittens, die PDS legte in beiden Bun-
desländern zu, errang in Brandenburg

Aktiv
Arbeitsplätze

schaffen

Bündnis für Frieden und Arbeit

Linke Liste
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mit 21% nach der CDU den dritten Platz
und verdrängt in Thüringen die SPD mit
21,1% sogar auf den zweiten Platz.

Reinhard Höppner (SPD), Regierung-
schef in Sachsen-Anhalt, nach den Ursa-
chen befragt, warum mehr Ostdeutsche
PDS wählten, warnte vor der irrigen An-
nahme, daß das nur Protestwähler sind.
Er charakterisierte die PDS - sicher zum
Unwillen mancher seiner Parteifreunde -
als eine Partei, die fest und tief im Be-
wußtsein der Ostdeutschen verankert ist.

Was kann die PDS aus dieser für alle
neuen Situation machen? Reicht es nach
dem Erfolg in Thüringen aus, von einem
„historischen Datum“ (Gregor Gysi am
Abend des 12.9.) zu sprechen, wenn die
PDS die SPD hinter sich gelassen hat? Ist
das nur eine Frage des Besser oder
Schlechter als die SPD? Oder geht es um
mehr?

Lothar Bisky und Anita Tack erklär-
ten nach der Wahl in Brandenburg: „Wir
erwarten, daß die SPD sich ernsthaft mit
unseren politischen Vorschlägen ausein-
andersetzt und sich für eine Korrektur
der bundespolitischen Entscheidungen
hinsichtlich des Sparpaketes und der ost-
deutschen Interessen einsetzt.“ Bisky
hatte aber auch sofort nach Bekanntwer-
den des brandenburgischen Ergebnisses
erklärt,die Bundesregierung habe mit ih-
rer Politik gegen die sozial Schwächsten
und ihrer Kriegspolitik alle Hoffnungen
auf einen Politikwechsel zerstört. Ist das
nicht „historisch“, wenn ein Teil der ost-
deutschen Wähler der rot-grünen Koali-
tion des Krieges eine Abfuhr erteilt? Al-
lein in der Hoffnung, sich an der Regie-
rung zu beteiligen, kann die PDS ihre
Wähler sicher nicht zufriedenstellen.
Programme, wie z.B. die Beseitigung der
Arbeitslosigkeit,müssen nun konsequent
angegangen werden.

Viertens, der Einzug der DVU in den
Landtag in Brandenburg wiederholt sich
in Thüringen nicht. Gelang es der neona-
zistischen Partei in Brandenburg die
Fünf-Prozenthürde zu überspringen,
bleibt sie in Thüringen mit 3.3% außer-
halb. Allerdings ist weder in Branden-
burg noch in Thüringen das Ende der
Fahnenstange erreicht. Liest man einige
der CDU-Losungen zur Wahl in Berlin
(„Deutsche Bauarbeiter auf deutschen
Baustellen“), wird deutlich, daß die CDU
nicht wenige der radikal rechtsgerichte-
teten Wähler gern für sich einfangen
möchte und auch eingefangen hat.

Fünftens, die Anzahl der Nichtwähler
ist in Brandenburg doppelt so hoch wie
bei der Bundestagswahl 1998. Auch in
Thüringen blieb die Wahlbeteiligung auf
einem niedrigen Niveau. Nur 59,8 %
(1994: 58,6%) der Wahlberechtigten
machten von ihrem Stimmrecht Ge-
brauch.Selbst bei den Kommunalwahlen
in NRW zeigte sich Wahlfrust und nur mal
gut die Hälfte der Berechtigten ging an
die Urnen. Also keineswegs nur eine ost-
deutsche Erscheinung.

In der SPD in Brandenburg führte das
Wahlergebnis und die Frage nach einem
Koalitionspartner zu einer schweren Kri-
se. Die Sozialministerin Regine Hilde-
brandt hatte sich schon vor der Wahl
strikt gegen eine Koalition mit der CDU
ausgesprochen. Rücktrittsforderungen,
an den Chef der Landes-SPD Reiche ge-
richtet, werden laut. Aber Regierung-
schef Stolpe, der den vielgepriesenen
„Brandenburger Weg“ nur noch in Wor-
ten aufrechterhält, wird sich schwer tun,
mit der PDS zusammenzugehen. Zu vie-
le Fragen stehen auf dem Spiel, in denen
die PDS jetzt nicht mitmachen würde:
Arbeitslosigkeit, Absicherung sozialer
Fragen, Großflughafen Berlin, Transra-
pid - und da ist auch noch das Fusíon-
sprojekt mit Berlin, das vor Zeiten, auch
in der Art wie es angelegt war, am Wi-
derstand der PDS scheiterte. Der CDU-
Ehemals-General und Ehemals-Ost-
deutsche Schönbohm wird möglicher-
weise gegen die vorlaute Hildebrandt
eingetauscht. Stolpe muß dann aber mit
massivem Widerstand der Parteibasis
rechnen.

In Thüringen dagegen strahlt Mini-
sterpräsident Vogel über das ganze Ge-
sicht. Allerdings ist Skepsis angezeigt.
Kaum wird es Vogel gelingen,- wie auch
bisher nicht - die Arbeitslosigkeit in
Thüringen zu beseitigen, die bei 84% der
Wahlberechtigten als Thema auf einem
Spitzenplatz steht.

Welche der Parteien,die jetzt in die Re-
gierungssessel steigen werden, wird sich
nun ernsthaft mit der DVU und anderen
rechten Parteien auseinandersetzen? Die
PDS hatte im Vorfeld der Wahlen in Bran-
denburg angekündigt, die DVU entzau-
bern zu wollen. Die Brandenburger PDS,
die Erfahrungen mit Sachsen-Anhalt
austauschte, konnte von dort hören, dass
es ein Fehler war, zu spät auf die Kam-
pagne der DVU im Lande eingegangen zu
sein. Die DVU blieb aber weitgehend

anonym. Ihre Vertreter traten in der Öf-
fentlichkeit kaum in Erscheinung. In
Brandenburg wurde schließlich, von den
gleichen Bodyguards wie in Magdeburg
begleitet, die Frau eines Strausberger
Unternehmers in die Öffentlichkeit ge-
bracht, die auf über 10.000 Wahlplakaten
zu sehen war,aber sonst unbekannt blieb.
Der eigentliche Drahtzieher ist ihr Mann
Axel Hesselbarth,DVU-Vorsitzender,der
wissen ließ, dass Frey ihn bewegen woll-
te, zur Wahl zu kandidieren. Allerdings
könne er als selbstständiger Bauunter-
nehmer nicht so frei über seine Zeit ver-
fügen.So wurde die Frau zum „Politiker“
gemacht.

Vom Juni 1999 gibt es einen Aufruf der
PDS zur Gründung einer Arbeitsgemein-
schaft Antifaschismus/Rechtsextremis-
mus, die sich als vorrangiges Ziel stellte,
den Einzug von „Partreien mit rechtsex-
tremen und rassistischen Hintergrund“
in den Landtag zu verhindern. Das konn-
te nicht erreicht werden.Allerdings wur-
de deutlich, dass, z.B., die SPD, die sich
öffentlich zu einer Aktionsgemeinschaft
gegen die DVU und andere Rechte be-
kannt hatte, in der Praxis wenig tat, um
gemeinsame Aktionen durchzuführen.
Im Gegenteil. Die brandenburgische Po-
lizei schirmte eine Zusammenkunft der
Spitze der DVU mit Frey in einem klei-
nen Ort in der Prignitz gegen Protestie-
rende ab und verwies PDS-Kandidaten
des Platzes. Es bleibt aber auch der Ein-
druck, dass die Gründung der Arbeitsge-
meinschaft nicht alles war, was die PDS
hätte tun müssen. Bisky muß allerdings
zugestanden werden, dass er in seinem
Wahlkreis in Potsdam, in dem auch der
NPD-Vertreter Voigt kandidierte, immer
wieder mit der Losung auftrat. „Keine
Stimme dem Vertreter der NPD!“  Nach
dem Einzug der DVU in den Landtag in
Brandenburg bleiben die Ziele, die die
PDS-AG sich stellte, demzufolge noch
hochaktuell. Die PDS muß sehr gut ana-
lysieren, wo die Gründe für das Anwach-
sen der rechten Bewegung in Branden-
burg liegen. Eine eindeutige Distanzie-
rung von allen ausländerfeindlichen,ras-
sistischen und extremen politischen
Ercheinungen ist erforderlich.

Nur ein konsequenter Kurs der PDS
gegen die neoliberale Poltik der Rot-Grü-
nen-Koalition wird die Hoffnungen der
Wähler, die sie in die PDS setzten, erfül-
len. (abe)

Am Tag der Entscheidung des Brandenburger SPD-Vorstands für eine Koalition mit

der CDU (10. September) meldete der „Tagesspiegel“:

„Im Gegensatz zu der SPD-internen Stimmung haben die Gewerkschaften HBV, IG Me-
dien, DPG und ÖTV die SPD nachdrücklich zur Bildung einer Koalition mit der PDS auf-
gefordert. Wer die Wahlprogramme vergleiche, könne zu keiner anderen Bewertung kom-
men, hiess es in einer gemeinsamen Erklärung. Unzureichende Konzepte in Fragen wie
der Schaffung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen sowie der sozialen Sicherheit hätten
zum Wahlergebnis geführt. Diese Fragen seien am ehesten mit einer rot-roten-Koalition
in Angriff zu nehmen.“

Aus einem Bericht des 

„Tagesspiegel“ vom 7. September

über eine erste Wahlanalyse des 

Instituts „Infratest dimap“:

„Für die SPD beunruhigender sind ihre
Verlust an die PDS (41.000). Die PDS ist
in Bereichen stärker geworden, die bis-
lang eher zur SPD oder CDU tendierten.
In ländlichen Gebieten, bei den kleinen
Leuten, unter Arbeitern, in Gebieten mit
hoher Arbeitslosigkeit.“
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Noch vor wenigen Monaten macht der Frei-
staat Bayern und sein Chef Stoiber eine gute
Figur. Volksverbundenheit, effiziente Ver-
waltung, Gespür für Modernisierung. Stoiber
war als Kanzlerkandidat der Union im Ge-
spräch. Und jetzt?

Die bayerische Verfassung fordert für Er-
nennung und Entlassung von Ministern
die Zustimmung des Landtages. Hinter-
grund dieser ungewöhnlichen Bestim-
mung ist, daß die Zusammensetzung
bayerischer Kabinette wegen der erheb-
lichen regionalen und weltanschaulichen
Spannungen im Freistaat sorgfältig aus-
tariert werden muß. Diese Bestimmung
hat Ministerpräsident Stoiber mißachtet.
Offenbar um zu verhindern, daß seine
Mitverantwortung an den 360-Millio-
nen-DM Verlust der staatseigenen Woh-
nungsbau- und -Verwaltungsgesell-
schaft LWS offenbar werden, versuchte
er Justizminister Sauter als Alleinschul-
digen Knall auf Fall zu feuern. Aber der
pochte auf die Verfassung, blieb eine Wo-
che lang als Minister ohne Geschäftsbe-
reich im Amt und trat erst zurück, als der
Landtag wegen des Falls zusammenge-
treten war.

Inzwischen ist offenbar, daß die LWS
in den frühen neunziger Jahren durch die
Staatsregierung, namentlich durch den
damaligen Innenminister Stoiber, ins
Bauträgergeschäft gedrängt worden war.
Die Gesellschaft verspekulierte sich im
Osten und im Westen.Die gesamte bayeri-
sche Presse fragt sich nun, wieso Stoiber
seine Verantwortung für dieses Mißlingen
nicht einfach zugibt, sondern die von nie-
mandem geglaubte Legende webt, seine
strategische Entscheidung, mit der LWS
(die bis dahin eine Art gehobene Haus-
meisterei gewesen sein soll) in derartige
Geschäfte einzusteigen, sei richtig gewe-
sen, aber fehlerhaft durchgeführt wor-
den. Die Logik dieser Legende fordert
dem Ministerpräsidenten Stoiber die Be-
hauptung ab, von Einzelheiten der Ent-
wicklung der LWS nicht unterrichtet ge-
wesen zu sein und auf Entscheidungen
keinen Einfluß genommen zu haben.Nun
hat Bayern einen Ministerpräsidenten,
dem alle Welt dabei zuschaut, wie er sich
auf anderleuts Kosten aus seiner Verant-
wortung herauszulügen versucht.Presse-
tenor: Gar nicht gut für den Standort
Bayern.

Stoibers Opfer Sauter schreibt sich in
der Mitte nicht mit b. Es ist lebensge-
schichtlich und (anwalts)beruflich eng
verbunden mit der von Strauß gezogenen
und von Stoiber gestürzten CSU-Größe
Gauweiler, einem führenden Propagan-
disten der Ausländerfeindlichkeit. Des-
sen Kanzlei soll der LWS Kapitalgeber
vermittelt haben, denen gute Renditen
garantiert und gezahlt wurden. Gau-
weilers Kanzlei vertritt auch den ehema-

ligen Vorsitzenden des Bayerischen Roten
Kreuzes (BRK) CSU-Landtagsabgeord-
neten Albert Schmid, gegen den die
Staatsanwaltshaft wegen Verwicklung
ein einen Schmiergeldskandal ermittelte
(Einkauf überteuerten klinischen Mate-
rials, geschätzter Schaden 17 Millionen
DM). Die Ermittlungen gegen Schmid
wurden auf Anweisung aus dem Sauter-
Ministerium gegen Zahlung eines Buß-
geldes eingestellt. Im Zuge der gegen die
ehemaligen Geschäftsführer weiterlau-
fenden Ermittlungen wurde bekannt,daß
das BRK die von ihm Bayern geführten
Alten- und Pflegeheime anwies, gegen-
über den Kostenträgern zwar 100 Pro-
zent Pflegepersonal abzurechnen, aber
nur 90 Prozent einzustellen. Die Diffe-
renz war in einen Fonds zu zahlen, aus
dem die Geschäftsführer erhöhte Reprä-
sentationskosten ausgeglichen haben
sollen; dies während die Presse immer
wieder schauderhafte Zustände in BRK-
Heimen kritisieren mußte. Schmutzige-
res ist kaum vorstellbar, und davor ver-
blasst die Frage, ob neben anderen CSU-
Landtagsabgeordneten,gegen die bereits
ermittelt wird, auch der Wirtschaftsmi-
nister Wiesheu für den international ge-
suchten und jüngst in Kanada festge-
nommenen Waffenschieber Karlheinz
Schreiber gearbeitet habe, zumal der
Mann gegen eine Kaution von 1,6 Millio-
nen Mark auf freien Fuß kam und die Ge-
fahr seiner Auslieferung nach und Aus-
sage in Bayern vorderhand gebannt
scheint.

Macht und kein Geld?

Die CSU ist eine Volkspartei und öffnet
als solche strebsamen jungen Menschen
aus allen Bevölkerungsgruppen die poli-
tische Laufbahn. Als Staatspartei nimmt
sie Einfluß auf das Laufbahngeschehen
der Staatsbeamten und auf die Erwerbs-
chancen selbständiger Dienstleister. Auf
den hohen Staatspositionen spreizen sich
die Partei- und Staatsleute im Schein der
politischen Macht. Emporgestiegen sind
sie jetzt oben. Wirklich oben? Reich, das
müssen sie erkennen, reich wirst Du so
nicht! Freilich könnten die Staatsleute
von Monatseinkommen im Bereich von
zwanzig-, dreissigtausend Mark leben,
aber an den Lebensstil der Reichen oder
gar der Aufbau eines Vermögens, bleibt
unerreichbar. So muß ein Ministerpräsi-
dent froh sein,wenn ihm ein Modearzt die
Villa am Meer für den Urlaub gegen ir-
gendein Entgelt überläßt.Wie soll er sei-
nen Urlaub genießen, wenn er denken
muß, daß er sich ein derartiges Anwesen
nicht leisten könnte, weil er – obwohl
Staatschef ! – das Geld nicht hat. Die auf
den Leitern der Volkspartei emporgestie-
genen Spitzenleute des Staates können
den Lebensstil der Spitzenleute der Wirt-
schaft, mit denen sie zu tun haben, nicht

Zur Ministerkrise im Freistaat Bayern

Löwen mit Räude
Berlin

Kita-Kämpfe dauern an
ÖTV Berlin: Friedrichshainer Kita - Haus-
meister kämpfen um den Erhalt ihrer Stellen

Von 1992 bis 1999 wurden im Bezirk
Friedrichshain mehr als ein Drittel der
Stellen von Kita-Hausmeistern abgebaut
(von 29 auf 20 Stellen). Außerdem wur-
den den Hausmeistern die notwendigen
Sachmittel und Finanzen zur Erledigung
ihrer Arbeit nicht mehr zur Verfügung ge-
stellt. Statt dessen wurden Aufträge für
Reparaturen an Fremdfirmen vergeben.
Es gab Vorstellungen der politisch Ver-
antwortlichen,den gesamten Kita-Haus-
meister-Bereich zu privatisieren und die
Aufgaben an private Firmen zu übertra-
gen. Die Kita-Hausmeister sollten be-
triebsbedingte Kündigungen erhalten
bzw. dem Personalüberhang zugeordnet
werden.

Deshalb haben die Hausmeister der
Friedrichshainer Kindertagesstätten in
Zusammenarbeit mit der Gewerkschaft
ÖTV Berlin,dem Personalrat und dem Ju-
gendamt im vergangenen Jahr ein Pro-
jekt durchgeführt; dessen Schwerpunkte
waren:
- Das Erproben eines Betreuungsservi-

ces für die Nachmittagsstunden bis
zum Schließen der Kitas, um in Not-
fällen kleinere Reparaturen sofort er-
ledigen zu können,

- die Einrichtung eines Lagers, in dem
Werkzeug und Material gelagert wer-
den,

- die Durchführung der gesetzlich vor-
geschriebenen Revisionsprüfung an
ortsveränderlichen elektrischen Gerä-
ten, die vorher durch Fremdfirmen er-
ledigt wurde und

- die zusätzliche Übernahme von hand-
werklichen Tätigkeiten in der kleinen
baulichen Unterhaltung durch die Ki-
ta-Hausmeister und damit gegenseiti-
ge Hilfe bei Arbeiten und Schäden.
Das Projekt war erfolgreich, da nach-

gewiesen wurde, dass mit dem vorhande-
nen Personal effektiver und kostengün-
stiger gearbeitet werden kann. Die Er-
folge sind auch auf andere Bezirke und
andere Bereiche übertragbar.

Die Gewerkschaft ÖTV Berlin fordert
die Senatsjugendverwaltung auf, die Er-
gebnisse zu nutzen und die Personalver-
ordnung für das nicht pädagogische Per-
sonal in Kindertagesstätten so zu gestal-
ten, dass sich die Zahl der Hausmeister
nicht noch weiter verringert, da hier-
durch Einsparungen erzielt werden kön-
nen...

Die Ergebnisse des Projektes

sind in einer Broschüre dokumen-

tiert und können unter der

Tel.Nr.030-231 21-378/382 

abgefordert werden.

Quelle: nach Presseerklärung der ÖTV
Berlin v. 1.9.99
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Haushaltsetat 1999 OFFEN-
BACH. Um 26.5 Millionen Mark

geringer als erwartet fiel das De-
fizit im städtischen Haushalt im vergan-
genen Jahr aus. Es weist für 1998 statt
veranschlagten 81,2 Millionen „nur“
54,7 Millionen auf. Für 1999 wird mit ei-
nem weiteren Rückgang auf 49,3 Millio-
nen gerechnet. Der Haushalt 99 umfaßt
ein Gesamtvolumen von 916 Millionen,
davon sind 296 Millionen angehäufte
Defizite, die über Kassenkredite bezahlt
werden müßen. Zusätzlich bestehen
langfristige Schulden i.H.v. 430 Millio-
nen Mark. Wenigstens in diesem Jahr
hätte man sich durchringen müssen, den
Ansatz für die Vereine bedeutsam anzu-
heben, wie dies die PDS schon seit Jah-
ren fordert. Angesichts des zunehmen-
den Verfalls Offenbacher Schulgebäude
sind auch hier die Mittel zur Sanierung
völlig unzureichend.Daß im Haushalt 99
wieder einiges mehr für die Spielplätze
bereitgestellt wird ist sehr zu begrüßen.
40 Millionen Mark muß die Stadt jähr-
lich nur an Zinsen an die Banken für ih-
re Schulden zahlen: Ein unerträglicher
Zustand und sozialpolitisch gesehen ein
Skandal! Es ist an der Zeit, daß öffent-
lich ein Zinsmoratorium gegenüber den
Banken eingeklagt und durchgesetzt
wird. Die Banken müssen in gesamtge-
sellschaftliche Verantwortung genom-
men werden und dürfen sich nicht mehr
länger zu Lasten der kommunalen Be-
dürfnisse der Bevölkerung bereichern.

Sparpaket  BERLIN. Der Deutsche
Städtetag hat die Berechnungen der
Bundesregierung über angebliche Ent-
lastungen der Kommunen durch das
Sparpaket kritisiert. Die Entlastungen
fangen nach Auffassung des Städtetages
die zu befürchtenden Belastungen der
Kommunen durch das Sparpaket von
mehr als drei Milliarden DM bei weitem
nicht auf. Die Städte hätten in den ver-
gangenen Jahren eine konsequente
Spar- und Konsolidierungspolitik be-
trieben, um ihren Beitrag zur Konsoli-
dierung der öffentlichen Haushalte zu
leisten. „Eine Sparpolitik von Bund und
Ländern zu ihren Lasten lehnen sie je-
doch ab“, beschloß der Hauptausschuß.
Der Präsident des Deutschen Städteta-
ges,der Saarbrücker Oberbürgermeister
Hajo Hoffmann, forderte nach der Sit-
zung den Bund auf, mehr Seriösität in
der Diskussion um die Belastungen der
Städte zu zeigen: „Der Bund kann unse-
re Haushalte nicht gesundrechnen. Vor
allem der geplante Rückzug des Bundes
aus der Finanzierung des Wohngeldes
für Sozialhilfeempfänger muß – wenn er
denn tatsächlich realisiert wird – ge-
setzlich so abgefedert werden, daß diese
Belastung von 2,3 Milliarden DM nicht
bei den Kommunen landet.“

Stromwettbewerb KÖLN. Die deut-
schen Städte sehen durch den wachsen-

den Preiswettbewerb auf dem Strom-
markt sowohl umweltfreundliche Ener-
gien als auch tausende von Arbeitsplät-
zen massiv bedroht. Der Präsident des
Deutschen Städtetages,der Saarbrücker
Oberbürgermeister Hajo Hoffmann, for-
derte deshalb die Bundesregierung auf,
umweltfreundliche Energien durch Ge-
setzesänderungen vor dem Preiskampf
zu schützen und das Sterben der Stadt-
werke zu stoppen. Hoffmann erklärte:
„Mit dem Preiswettbewerb werden die
umweltpolitischen Ziele des Klima-
schutzes,der Nutzung regenerativer En-
ergien und der umweltfreundlichen
Kraft-Wärme-Kopplung zur Dispositi-
on gestellt. Umweltfreundliche Strom-
erzeugungsanlagen der Stadtwerke
müssen stillgelegt werden, weil die Prei-
se für Strom aus umweltverträglichen,
dezentralen Anlagen nicht mit den neu-
en Dumpingpreisen konkurrieren kön-
nen. Wir fordern deshalb die Bundesre-
gierung auf, umweltfreundlichen Ener-
gien durch eine Novelle des Energie-
wirtschaftsgesetzes Vorrang zu ver-
schaffen.“

Es würden nach einem dramatischen
Konzentrationsprozeß nur noch wenige
Großenergieversorger am Markt übrig
bleiben. Das führe nicht nur zu erheb-
lich geringeren Erlösen bei den Städten
und ihren Stadtwerken,sondern auch zu
erheblichen Arbeitsplatzverlusten. Bei
den kommunalen Versorgungsunterneh-
men sind ca. 145.000 Personen beschäf-
tigt. Experten gehen wegen eines großen
Stadtwerkesterbens von einem Beschäf-
tigungsrückgang von ca. 30 % aus.

Kein Stadtwerke-Sterben  KÖLN.
Trotz des Preiskampfes auf dem Strom-
markt werden nach Ansicht des Verban-
des kommunaler Unternehmen (VKU)
viele Stadtwerke bestehen können. Der
VKU-Vorsitzende Felix Zimmermann
erklärte am Mittwoch in Köln, „von ei-
nem großflächigen Stadtwerke-Sterben
kann überhaupt keine Rede sein“. Die
rund 950 Mitgliedsunternehmen des Ver-
bandes könnten sich in einem fairen
Wettbewerb behaupten.Vielfach würden
sie die „Kampfpreise der großen Strom-
konzerne“ nicht nur halten, sondern für
bestimmte Kundengruppen sogar unter-
bieten. Die kommunalen Versorgungs-
unternehmen hätten ihre Vorteile jedoch
längst noch nicht ausgereizt.Da sie nicht
nur Strom, sondern auch Gas, Fernwär-
me, Trinkwasser und anderes mehr aus
einer Hand anbieten,seien hier auch völ-
lig neue Paketleistungen zu Sparpreisen
denkbar. Solche „all-inclusive“-Ange-
bote könne die Konkurrenz noch nicht
machen. Auch die Vielzahl von Stadt-
werke-Kooperationen untereinander
würden vom VKU unterstützt. Die Syn-
ergieeffekte und bessere Marktposition
wären wesentliche Vorteile solcher Zu-
sammenschlüsse.

Zusammenstellung: ulj

Kommunale

Politik
annehmen.Gut für die Wirtschaft,die der
Politik somit immer etwas zu geben hat
und dadurch gestaltend wirkt. Die
Staatsleute, die Vorteile suchen, man
könnte es auch erbetteln nennen, erfah-
ren durch vielfältige Zurücksetzungen
und Abfuhren mit der Zeit, wie wenig
Macht ohne Geld darstellt, sie suchen
günstige Gelegenheiten zum Erwerb und
kompromittieren sich gegenseitig. Das
nennt man Amigosystem. Die Wähler-
schaft der CSU hat für dieses erwerbsge-
triebene Verhalten Verständnis. Motto:
Ich würde es auch nicht anders machen.
Diese Einstellung entstand in den langen
Jahrzehnten aufholender bayerischer In-
dustrialisierung, in denen der Freistaat
auf vielfältige Weise wirtschaftlich tätig
war; die Bereicherung der Akteure stand
nicht im Gegensatz zur Landesentwick-
lung, sondern war deren natürliche Be-
gleiterscheinung (dem Ochsen, der da
drischt, das Maul nicht verbinden). So
zog in der langen Geschichte der bayeri-
schen Skandale meist nicht der Wähler
die Bremse, sondern der Staatsanwalt.

Inzwischen ist diese Phase auch in
Bayern vorbei. Was irgendwie geht, soll
privatisiert und der Staat auf den Kern-
bereich des Hoheitlichen konzentriert
werden. In diesem Prozeß schrumpft die
Zahl der halbstaatlichen Posten und die
Gelegenheiten legaler und illegaler Be-
reicherung nehmen ab. Gleichzeitig lan-
det immer mehr Geld bei den Privaten,
deren Luxusleben sich entwickelt. Die
Spannung zwischen den begrenzten Ein-
kommensmöglichkeiten der politischen
Laufbahn und dem Luxusleben der Rei-
chen wächst, die Gier nimmt zu, Regie-
rungs- bzw. Verwaltungsentscheidungen
werden käuflich, und das heißt sowohl
unkalkulierbar wie letztlich teuer.

Edikratie?

Edmund Stoiber trat seinen Vorgänger
Streibel aus dem Amt mit dem Verspre-
chen, gegen das System der Vorteilsnah-
me ein Mittel zu wissen. Opfer Sauter
nennt es inzwischen ironisch Edikratie.
Was meint das? Politik nach dem Chefsy-
stem,so wie in der Wirtschaft.Die führen-
de Person weist den Weg, die loyalen Mit-
arbeiter folgen. Der Chef heuert und feu-
ert. Was passiert in der Wirtschaft, wenn
der Chef sich täuscht? Die Mitarbeiter
zucken die Achseln: Letzten Endes ist es
ja sein Geld! Anders in der Politik. Stoi-
ber haftet nicht, die Allgemeinheit haftet
für ihn. Für die Hunderte von LWS Mil-
lionen,die Stoibers Vision kostete,kommt
die Bevölkerung auf. Die Edikratie, d.h.
das Ersetzen der geordneten Verwaltung
durch die Visionen einer Führungsper-
son, kann nur funktionieren, solange die
Visionen Wahrheit werden. Das ist Stoi-
bers Dilemma: Er hat sich in einer wich-
tigen Frage getäuscht, und wenn er sich
das eingesteht, kann er sein ganzes Chef-
System einpacken. Daß jetzt immer mehr
Amigo-Affären auftauchen, zeigt das
Versagen dieser Führungsvorstellung.

maf
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Die Gewerkschaft ÖTV ruft die Beschäf-
tigten der kommunalen Energie- und
Verkehrsbetriebe und weiterer kommu-
naler Wirtschaftsbetriebe zu einer zen-
tralen Großdemonstration am 27. 9. 1999
in Berlin auf. Dabei geht es darum, den
kommunalen Unternehmen im Wettbe-
werb faire Chancen zu eröffnen. „Wir
wenden uns nicht gegen die neuen Wett-
bewerbsstrukturen im Energiemarkt,“
sagte Mai, „wir wenden uns aber dage-
gen, dass unter dem Ziel der Wettbe-
werbsorientierung umweltfreundliche
Energieerzeugung und der leistungsfähi-
ge Bus- und Bahnverkehr geopfert wer-
den.“ In diesem Falle würden die Bürge-
rinnen und Bürger eine geringe Entla-
stung auf der Stromrechnung gegen eine
Verschlechterung der Umwelt und ihrer
Lebensbedingungen eintauschen. Meh-
rere zehntausend Arbeitsplätze würden
vernichtet.

Müssen die kommunalen Kraftwerke
abgeschaltet werden, wird eine Lawine
losgetreten und die gesamte öffentliche
Wirtschaft, die Lebensqualität für Bür-
gerinnen und Bürger und der Bestand
von öffentlichen Dienstleistungen in den
Kommunen gefährdet. „Die Stadtwerke
geraten mit dem Aus für ihre Kraftwer-
ke in große ökonomische Schwierigkei-
ten,“ so Mai. Das hätte fatale Auswir-
kungen für das Gefüge der Kommunalfi-
nanzen und insbesondere die Finanzie-
rung des öffentlichen Bus- und Bahnver-
kehrs.

Die Stadtwerke werden derzeit in ei-
nen ungleichen Wettbewerb geschickt, in
dem sie kaum überleben können. An er-
ster Stelle ist die umweltfreundliche
kommunale Stromerzeugung in soge-
nannter Kraft-Wärme-Kopplung ge-
fährdet, die mehr als 60 Stadtwerke auf-
gebaut haben. Dabei wird hocheffizient

neben Strom auch Fernwärme erzeugt
und in die Netze eingespeist. Die dezen-
tralen Kraftwerke werden aber ohne
Schutz kaum gegen Billigstrom aus
Frankreich oder Osteuropa bestehen
können.

Der ungezügelte Wettbewerb hat be-
reits dazu geführt, daß zahlreiche Kom-
munen Anteile an ihren Unternehmen
verkauft haben. Damit geht den Kom-
munen eine bislang sichere Einnahme-
quelle aus den Gewinnen der Energie-
produktion und -verteilung verloren.
Ausländische Konkurrenten bieten mit
Kampfpreisen mit: So möchte der fran-
zösische Strommonopolist Electricite de
France 25 Prozent des Stromversorgers
Energie Baden-Württemberg kaufen -
um jeden Preis, so scheint es. „Ein derar-
tiger Ausverkauf,“ so der ÖTV-Vorsit-
zende, „schadet der Umwelt und ver-
nichtet zahllose Arbeitsplätze in
Deutschland.“ 

Die ÖTV fordert von der Bundesregie-
rung, einen wirksamen Schutz der kom-
munalen Unternehmen im Energiewirt-
schaftsgesetz zu verankern und den
Stadtwerke faire Chancen im Wettbe-
werb zu erhalten. „Wir wollen,“ so Mai,
„ dass Schluss gemacht wird mit dem un-
würdigen Hase- und Igel-Spiel, das der-
zeit zwischen Billigstrom-Anbietern und
den Stadtwerken mit ihrem Umwelt-
strom gespielt wird.“ 

Die ÖTV rechnet mit mehr als 20 000
Demonstranten in Berlin. „Der Unmut
und die Furcht vor dem Verlust ihrer Ar-
beitsplätze ist bei den Kolleginnen und
Kollegen in den Stadtwerken und den
kommunalen Verkehrsbetrieben groß,“
sagte der ÖTV-Vorsitzende. „Sie werden
dieser Entwicklung nicht kampflos zu-
schauen.“ 
Quelle: ÖTV-PDt Nr. 51/99 v. 9.9.99

Arbeitsgericht Berlin: Fristlose Kündi-

gung der Tarifverträge für das Berliner

Bewachungsgewerbe durch Arbeitge-

berverband BDWS war unzulässig

Einen wichtigen Erfolg für die Beschäftig-
ten im Berliner Wach- und Sicherheitsge-
werbe erzielte die Gewerkschaft ÖTV Ber-
lin vor dem Berliner Arbeitsgericht. Dieses
stellte unmissverständlich klar, dass die
Ende letzten Jahres erfolgte fristlose Kün-
digung der mit der Gewerkschaft ÖTV Ber-
lin geschlossenen Tarifverträge seitens der
Berliner Landesgruppe des Bundesver-
bandes Deutscher Wach- und Sicherheits-
unternehmen (BDWS) unwirksam ist. Mit
dieser Entscheidung ist sichergestellt,
dass die jetzigen und künftigen ÖTV-Mit-
glieder in diesem Beschäftigungsbereich
weiterhin Anspruch auf Tariflohn und alle
sonstigen tariflichen Arbeitsbedingungen
haben (vgl. letzte Ausgabe der Politischen

Berichte). Die ÖTV Berlin hatte stets be-
tont, dass die fristlose Kündigung unter fa-
denscheinigen und juristisch völlig unhalt-
baren Gründen erfolgte. Erklärtes Ziel die-
ser Vorgehensweise war es, das Tarifni-
veau im Berliner Wach- und Sicherheits-
gewerbe deutlich abzusenken. Dabei be-
finden sich die Arbeits- und Einkommens-
bedingungen im Bewachungsgewerbe be-
reits heute im unteren Bereich der Tarif-
skala. Erhebliche Verschlechterungen
würden in der Konsequenz dazu führen,
dass nicht wenige Beschäftigte des Be-
wachungsgewerbes ergänzende Sozialhil-
fe in Anspruch nehmen müssten. „Das Ge-
richt hat dem BDWS einen kräftigen Denk-
zettel verpasst“, kommentierte Uwe
Scharf, stellvertretender Vorsitzender der
ÖTV Berlin, das Urteil. 
Quelle: nach Presseerklärung ÖTV
Berlin v. 2.9.99

ÖTV-Aufruf zur Demonstration am 27.9.99 in Berlin 

Demo gegen Vernichtung der Stadtwerke

Abbau des Stammpersonals, 

Aufhebungsverträge, Ausbau der 

Leiharbeit, Überstunden, Samstags-

arbeit, Outsourcing ... Spuren im Kampf

um Nummer Eins

Computerriese
bringt weitere
Arbeitshetze
Am 11. August unterzeichneten zwei Elektro-
riesen ihr „Joint-Venture“: zum 1. Oktober
wird Fujitsu Siemens Computers BV (Sitz
Niederlande) die Arbeit aufnehmen. Bereits
im ersten Geschäftsjahr soll der Umsatz um
25 Prozent auf 14,7 Miliarden Mark steigen.
Man will in kürzester Zeit Nummer Eins in
Europa und weltweit die Nummer Drei wer-
den.

Sind die Arbeitsplätze nun mit so einem
großen Deal sicher?  Diese Hoffnung, die
die Augsburger Geschäftsleitung ver-
breitet, wird sich nicht erfüllen. Im Ge-
genteil. Während der Joint-Venture-Ver-
handlungen wurde bekannt, daß nach
Expertenschätzungen Siemens auf bis zu
30 Prozent seiner Beschäftigten im Com-

puterbereich verzichten muß. Der Kon-
zernsprecher hat diese Zahlen der Wirt-
schaftswoche nicht kommentiert. Er ver-
wies stattdessen allgemein auf das Re-
strukturierungsprogramm. Das heißt:
Der Siemens-Konzern konnte diesen Ver-
trag nur abschließen, weil er Erfolge in
der Personalpolitik vorweisen und wei-
tere zusagen konnte.

„An den Start“ ging Siemens (ICP) mit
9000 Beschäftigten. Aber bereits zwei
Wochen später wurde bekannt, daß Sie-
mens in Paderborn ein Werk mit 600–700
Beschäftigten verkaufen wird (siehe Ka-
sten).

„PCS bald Futschi“

So lautet eine Behauptung/Frage im
„wirus“ – Info-Dienst der Siemens Ver-
trauensleute. Im Juli 1999 heißt es dort:
„So plant man jedenfalls bei der PCS
(Siemens PC-Werk in Augsburg):
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Start des Kombilohnpro-
jekt in Hessen im Novem-
ber. HB, Dienstag,

31.8.1999. – Langzeitar-
beitslose sollen für einfache Tätigkei-
ten neben ihrem Lohn „ein Einstiegs-
geld“ von ihrer Stadt oder ihrem
Landkreis erhalten. Der Sozialhilfe-
empfänger soll also dadurch zur Auf-
nahme einer Tätigkeit bewegt werden,
dass ihm deutlich mehr Geld in der Ta-
sche bleibt. Über die Höhe des Ein-
stiegsgeldes wird vor Ort entschieden.
Die Reaktion aus der Wirtschaft ist
bislang eher flau. Unter vorgehaltener
Hand geben Wirtschaftsvertreter in-
zwischen die Losung aus, das ganze
Modell könne nur erfolgreich werden,
wenn die Sozialhilfeempfänger unter
Tarif beschäftigt werden könnten.

„Tarifverträge sind zu sehr auf Groß-
betriebe zugeschnitten“. HB, Frei-
tag/Samstag, 3./4.1999. – Der Bundes-
verband mittelständische Wirtschaft
(BVMW) hat die Bundesregierung auf-
gefordert, beim Sparpaket Kurs zu
halten und die Haushaltskonsolidie-
rung bis zum Ende der nächsten
Legislaturperiode voranzutreiben.
Die im Rahmen der Unternehmens-
steuerreform geplante Entlastung mit
einem Höchstsatz von 35 % müsse ge-
rade für kleine und mittlere Unter-
nehmen verwirklicht werden. Die Op-
position hätte die Chance,einem halb-
herzigen Reformkurs der rot-grünen
Koalition eine eindeutige politische
Alternative entgegenzusetzen.

DIHT warnt vor Stadtflucht wegen
Anwohnerparkzonen. – Vor einer
Schädigung des Handels und anderer
Wirtschaftbetriebe durch die geplan-
te Ausweitung von Anwohner-
parkzonen in den Innenstädten hat der
Dachverband der Industrie- und Han-
delskammern gewarnt. Der Haupt-
geschäftsführer des Deutschen Indu-
strie- und Handelstages F. Schoser,
warf Verkehrsminister F.Münterfering
vor, er habe bei den geplanten Ände-
rungen des Straßenverkehrsgesetzes
und anderer Vorschriften die berech-
tigten Interessen des innerstädtischen
Wirtschaftsverkehrs nicht ausrei-
chend berücksichtigt.

Weniger Differenzen zwischen IGM
und Gesamtmetall bei betrieblicher
Tarifpolitik.HB, Fr/Sag, 10./11.9. 99.–
IGM und Arbeitgeberverband zeigten
sich auf dem Tarifpolitischen Kon-
gress der IGM zu „Reformen“ der Ta-
rifverträge bereit.Vor allem aber über
die Rolle der Betriebsparteien bei der
Öffnung der Tarifverträge für Rege-
lungen auf Unternehmensebene be-
steht noch Uneinigkeit.

Presseauswertung: rst

Wirtschafts-

presse

Aktueller. Mitarbeiterstand: ca.1850 MA
Geplant für 09/99 1801 MA
Soll am 31.12.2000 1457 MA

Ergibt einen Mitarbeiterabbau von
400 MA bis Dezember 2000.

Die Geschäftsleitung will dies alles
ohne betriebsbedingte Kündigungen
schaffen. Über das Wie hat man auch
schon nachgedacht und so „glorreiche“
Gedanken entwickelt wie:
Kabelzentr. > Managem. Buy-Out 50 MA
MDL zu Unidata >Outsourcing 120 MA
SNI Plus – SAG > Betriebsüberg. 30 MA
Flachbaugruppe > Man. Buy-Out 250 MA
Weitere Bereiche > Ausgliederung ? MA

Dies bedeutet: 450 plus X Mitarbeiter
abgebaut, ohne betriebsbedingte Kündi-
gungen. Solche Ziele können nicht unse-
re Ziele und Vorstellung von Zukunft
sein.

Betrachtet man sich die Planungen der
Geschäftsleitung, müsste man meinen,
der PCS ginge es schlecht. Doch weit ge-
fehlt. Die PCS „ersäuft“ in Arbeit. Die
Verfügungszeit und Gleitzeitkonten sind
voll!“

Diesen Plänen ständen eigentlich Ver-
träge der Geschäftsleitung mit dem Be-
triebsrat entgegen. Doch um Nummer 1
zu werden, sind Verträge nicht mehr „in“,
der Druck der Verhältnisse entscheidet.

1. Outsourcing bei PCS Augsburg

Geschäftsleitung und Betriebsrat hatten
einen Vertrag zur Wegezeit unterschrie-
ben,der bis Ende Juni 2000 läuft.Mit die-
sem Vertrag verlängerte der Konzern die
Arbeitszeit um eine Stunde auf 36 Stun-
den/Woche, indem er die bisherige Wege-
zeit (Zeit vom Abstempeln bis zum Ar-
beitsplatz, die nicht bezahlt wird) von 6
Min. auf 18 Min. ausdehnte. Dafür sagte
er vertraglich zu, daß während der Lauf-
zeit am gesamten Standort kein Out-
sourcing betrieben wird. Doch der Zu-
sammenschluß mit Fujitsu zwingt eben
etwas anderes auf. So wird bereits  zum
1. Oktober die Kabelfertigung mit 50 Be-
schäftigten als eigenständiges Unterneh-
men ausgegliedert.Für ein Jahr haben die
Mitarbeiter Bestands-/Tarifschutz, dann
sind sie neuen Verhältnissen unterwor-
fen. Um dem Betriebsrat diesen Vertrags-
verstoß annehmbar zu machen, sollen die
50 Betroffenen das Geld,das sie durch die
Verlängerung der Arbeitszeit um eine
Stunde in 1,5 Jahren verloren haben (ca.
70 Stunden), ausbezahlt bekommen.

Aufhebungsverträge

Der Bereich Wareneingangsprüfung, der
z.T. im alten Werk angesiedelt war, wur-
de an die Fa. Pro-Log abgegeben. Ein Teil
der Mitarbeiter haben Aufhebungsver-
träge unterschrieben und erledigen jetzt
ihre bisherige Arbeit als Pro-Log-Mitar-
beiter. Auch das ist Outsourcing.

In den letzten zwei Jahren schlossen
fast 100 Mitarbeiter Aufhebungsverträge
ab aus Angst vor einer Entlassung oder
wegen der unerträglichen Arbeitsbedin-
gungen. Nach dem Siemens-Fujitsu-
Deal wird der Druck, solche Verträge an-

zunehmen, nochmals erhöht. Das Wort
„Turboprämie“ macht die Runde: Wer
jetzt ausscheidet, dessen „Abfindung“
wird  nochmal um 20.000 Mark erhöht.

Ausbau der Leiharbeit

In Punkt 6 des Vertrages zur Jahresar-
beitszeitregelung war vereinbart wor-
den, daß nur befristete und unbefristete
Arbeitsverträge abgeschlossen werden
dürfen, also keine Leiharbeitsverträge.
Tatsächlich wurden fast nur Leiharbei-
ter genommen, derzeit arbeiten rund 600
von ihnen in der Produktion. Die Agen-
tur Manpower ist der spezielle Anbieter
für Siemens, doch der Konzern will noch

weiter gehen: Er plant gar die Einrich-
tung einer Betreibergesellschaft, also ei-
ner nur dem Konzern verbundenen Lei-
harbeitervermietung.

Samstag als Regelarbeitstag

Bereits heute kann Siemens an 15 Sams-
tagen arbeiten lassen,allerdings mit 15%
Zuschlag als Zeitgutschrift.Jetzt soll die-
ser Zuschlag entfallen und der Samstag
als Regelarbeitstag festgeschrieben wer-
den. Die PCS-Geschäftsleitung hat dem
Betriebsrat einen Betriebsvereinba-
rungsentwurf übergeben,der vorsieht die
Betriebsnutzungszeit auf sechs Tage in
der Woche zu erhöhen. Dies würde be-
deuten, daß in der PCS von Sonntag 22
Uhr bis Samstag 22 Uhr gearbeitet wer-
den kann.Als „kleines Bonbon“ ist dafür
ein freier Tag unter der Woche vorgese-
hen.Den gibt es aber nur,wenn wenig Ar-
beit da ist oder wieder einmal Teile feh-
len.

Natürlich kann einen solchen Vertrag
nicht ein noch so bedrängter Betriebsrat
unterschreiben, denn er verstößt gegen
den Tarifvertrag. Hier müßte die IG Me-
tall als Gewerkschaft ihre Zustimmung
geben. Wird sie dem Druck standhalten?

Es wird Zeit, daß darüber mehr in der
Gewerkschaft diskutiert wird.

baf/kf

28.8.99: Siemens Paderborn will 

Produktion verkaufen

Kaum hat die Nachricht über die deutsch-
japanische Computerallianz Fujitsu-Sie-
mens die Runde gemacht, wurden Sie-
mens-Mitarbeiter in Paderborn gestern
mit einer weiteren Neuigkeit konfrontiert:
Der Bereich „Produktion“ der Siemens
ICP Computer Systems mit mehr als 600
Mitarbeiter soll verkauft werden. Für die
Mitarbeiter der Produktion bedeutet dies,
dass sie nicht wie geplant in der Fujitsu
Siemens Computers übernommen, son-
dern wahrscheinlich schon bald einen an-
deren neuen Arbeitgeber bekommen wer-
den. Mit der Veräußerung des Produkti-
onsbereiches verringert sich die Mitar-
beiterzahl der Computerallianz Fujitsu
Siemens Computers von angekündigten
9000 auf etwa 8400. 
Aus: Neue Westfälische vom 28.8.1999
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Am 4. 9. fand in Frankfurt am Main im Ge-
werkschaftshaus ein Kongress statt, zu dem
der Bundesvorstand der dju in der IG Medi-
en, verschiedene Landesbezirke und Grup-
pierungen der IG Medien und HBV sowie der
Bundesausschuss Friedensratschlag, die
Initiative linker GewerkschafterInnen, das
Zukunftsforum Stuttgart, die Redaktionen
express und Sozialismus sowie die Initiati-
ve Neue Soziale Politik und Labournet ein-
geladen hatten.

Der Kongress befasste sich mit der ver-
änderten NATO-Strategie als Notwen-
digkeit, eine neue Weltordnung durchzu-
setzen, beleuchtete die Haltung der Ge-
werkschaften zum Krieg, um zu einer
geänderten Gewerkschaftspolitik beizu-
tragen.

Zwei Foren: 1. Krieg als Medieninsze-
nierung und 2.Was kostet der Krieg? fan-
den statt. Es waren ca. 500 Menschen an-
wesend.

Frank Deppe, Professor für Poli-
tikwissenschaften in Marburg stellte in
seinem Eingangsreferat dar, die ostasia-
tische und europäische Politik innerhalb
der letzten zehn Jahre sei gegenüber den
USA stark abgewertet worden. Er zitier-
te die Zeitung Le monde diplomatique,
die den Kosovo-Krieg als Anfang der Po-
litik des 21. Jahrhunderts beschrieb: ein
Krieg neuen Typs auf Grundlage einer
„kosmopolitischen Demokratie“. Dies
bedeute,dass bestimmte,von den Kriegs-
mächten definierte „Schurkenstaaten“
von den NATO-Staaten angegriffen wür-
den, wobei die NATO in zweckmäßigere,
kleine, angriffsstarke Armeen umgebaut
werde. Der USA gehe es hierbei vor al-
lem um die Frage, ob Europa sich auf die
militärpolitische Definition der Weltpo-
litik einlasse. Diese Hinwendung zur Mi-
litärpolitik finde Ausdruck in der Philo-
sophie der „Neuen Mittelklasse“ (Blair/
Schröder), bei der es vom Marktlibera-
lismus hin zur militärischen Disziplinie-
rung gehe. Deppe stellte eine Kälte ge-
genüber den Armen im eigenen Land und
in der ganzen West fest. Der „Vorwärts“
schrieb neulich: „Wir müssen unsere po-
litisch korrekten Denkgewohnheiten
aufgeben“.

Die USA als stärkste Macht fürchte
vor allem die Gefahr antihegemonialer
Bündnisse wie China–Russland–Indien
sowie vor allem Europa. Die Gering-
schätzung des Völkerrechts und der Sy-
steme der Kollektiven Sicherheit in Eu-
ropa, wie es dann in der Diskussion an-

klang,sei falsch,diese Dinge seien ein ho-
hes, zivilisatorisches Gut.

Dieter S. Lutz, Direktor des Instituts
für Friedensforschung und Sicherheits-
politik an der Uni Hamburg, sah als Al-
ternative zur US-Vormacht ein europäi-
sches Sicherheitssystem, in dem frie-
densschaffende Instrumente und Ziele
definiert werden müssten, man könne
nicht auf die Abschaffung des Kapitalis-
mus warten. Allerdings leitete er aus den
11 Punkten, die der Kölner Gipfel aufge-
stellt hatte – z. B. effizientere Rüstungs-
zusammenarbeit zwischen den NATO-
Staaten, Integration der WEU in die EU,
Aufbau weiterer militärischer Fähigkei-
ten Europas – ab, dass eine „Zivilmacht
Europa“ keine Chance mehr habe. Die
OSZE sei nur der kleinere Partner der
NATO, auf sie dürfe man nicht bauen.

In der Diskussion wurde die agressive
Rolle der BRD herausgearbeitet, die
nicht zuletzt in der Verhängung der DM
als Zahlungsmittel im Kosovo drastisch
deutlich geworden sei. Ein Angehöriger
eines Instituts für Imperialismusfor-
schung in Italien entwickelte, der Koso-
vo-Krieg sei als Aufteilungskrieg auf
zwei Pfeilern aufgebaut gewesen: USA
und Europa, die verstärkt konkurrierten.
Er betonte, in erster Linie müsse jedoch
der kriegsführende Feind des eigenen
Landes bekämpft werden.

Franziska Hundseder, Vorsitzende der
Deutschen Journalistenunion, lieferte im
Forum I: Krieg als Medieninszenierung,
etliche Beispiele für schwerwiegende
Falschinformationen der Medien, die,
nachdem die Lügen aufflogen, nur am
Rande und kaum bemerkt von der großen
Öffentlichkeit, korrigiert wurden. Aller-
dings wandte sich auch Professor
Prokop, Kommunikationswissenschaft-
ler der Uni Frankfurt, ganz entschieden
gegen die in der Diskussion immer wie-
der vertretene Auffassung, während die-
ses Krieges seien die Medien gleichge-
schaltet gewesen. Als Gegenbeweis führ-
ten sie die „Frankfurter Rundschau“ und
die Sendung Monitor an. Beide sahen das
Problem in der Jagd nach den Auflagen
und der verbreiteten Devise „schneller
und sensationeller“. Journalisten seien
nach dem Prinzip „hire and fire“ („Nied-
riglohnteams“ so Prokop) engagiert und
müssten in kürzester Zeit die gewünsch-
ten Bilder und Berichte liefern. Stattdes-
sen werde Stimmungsjournalismus be-
trieben. Sorgfältige Recherchen und
Kenntnisse seien nicht gefragt. Die do-

kumentarische Darstellung des Schreck-
lichen habe keinen Aufklärungseffekt.

Ein weiteres Problem seien die „poli-
tischen Rücksichten“ der öffentlich-
rechtlichen Anstalten; dort werden eben
Leute mit entsprechenden Auffassungen
eingestellt, manche davon „Parteisolda-
ten“, die jeden Morgen mit dem Bundes-
kanzleramt telefonieren, entsprechend
fällt die Berichterstattung aus.

Prokop beschrieb die heutige Kommu-
nikationspolitik als bewußten Einsatz
von Opferbildern und Opfermythen, ein
Teufelskreis der Illusion. Man glaube irr-
tümlich, so die Einschaltquoten zu stei-
gern. So werde an die „ozeanische Fan-
tasie“ (Freud) appelliert, dem Wunsch, in
allem aufzugehen, allen zu helfen. Der
Verstand würde so ausgeschaltet.Anstatt
klar und realistisch abzuwägen, wie man
den Opfern helfen könne, war es gelun-
gen, den Menschen einen Krieg „aufzu-
schwatzen“. Auch Journalisten müssen
sich, so Frau Hundseder, immer die Fra-
ge stellen: wem nützt dies?

Jörg Huffschmid, Professor für Politi-
sche Ökonomie an der Uni Bremen, stell-
te zum Thema: Was kostet der Krieg? Und
wer bezahlt ihn? dar,dass dieser Krieg für
die BRD billig gewesen sei: Die USA trü-
gen 90% der Kriegskosten, das Kriegs-
gerät war bereits vorhanden, musste ak-
tuell nicht angeschafft werden. Die Last
des Krieges, die auf uns Steuerzahler ab-
gewälzt werden wird, sei verschwindend
gegenüber der Last,die die jugoslawische
Bevölkerung zu tragen habe.

Die Angaben über die Zahl der getöte-
ten serbischen Soldaten schwanken zwi-
schen 200 und 10 000, die der Zivilbevöl-
kerung zwischen 1500 und 5000.Der Wie-
deraufbau wesentlicher Teile der Infra-
struktur Jugoslawiens, die Entseuchung
der vergifteten Umgebung koste, so
schätzt der Chef der Weltbank, 100 Mil-
liarden Dollar. Da keine nennenswerten
Banken-Kredite in Sicht seien, habe die
(Bau-)Wirtschaft mittelfristig keine
Chance, Profite zu realisieren. Mit Jugo-
slawien trügen auch andere Staaten eine
große Kriegslast: Bulgarien, dem mit Ju-
goslawien der Haupthandelspartner
weggebrochen sei, Kroatien, das im letz-
ten Jahr einen Aufschwung des Frem-
denverkehrs verzeichnete, der nun wie-
der völlig wegbliebe. Mazedonien, das ei-
nen gut entwickelten Gemüsehandel hat-
te, der nun kaputt sei.

Die Diskussion war leider von einem
großen Drang nach Selbstdarstellung

Tagung: Nach dem Balkan-Krieg

Die NATO, die 
neue Weltordnung und
die Gewerkschaften
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Mit Infoständen und Unter-
schriftensammlung hatte die

PDS Anfang September eine
Kampagne „Endlich gleiche

Lebensverhältnisse in Ost und West! For-
derungen an die Bundesregierung“ be-
gonnen.
Im folgenden der Aufruf:

Bundeskanzler Kohl versprach, im Osten
„blühende Landschaften“ zu schaffen.
Bundeskanzler Schröder wollte den Auf-
bau Ost zur „Chefsache“ machen.
Für uns ist die Situation in Ostdeutsch-
land Anlass für die Forderung gegenüber
den Regierenden: Ostdeutschland
braucht eine andere Politik!
Mit dem „Sparpaket“ hat die Bundesre-
gierung die falschen Signale gesetzt: Ab-
bau statt Umbau der Ostförderung,Ver-
lagerung von Lasten und Kosten auf Län-
der und Kommunen. Kein Wort zum Ab-
bau der Benachteiligungen Ostdeutscher
und dazu, wie bestehende Blockaden für
die Entwicklung in den neuen Bundes-
ländern aufgebrochen werden sollen.An-
stelle dessen vor allem spürbare Eingrif-
fe in Leistungen für Arbeitslose, Sozial-
hilfeempfänger und Rentner.
Wir sind der Meinung: Die Bundesregie-
rung muss mit der Umverteilung von
oben nach unten ernst machen. Große
Konzerne, Versicherungsgesellschaften,
Banken und wirklich Vermögende müs-
sen über Vermögensabgabe und Vermö-
genssteuer stärker als bisher für die Fi-
nanzierung öffentlich notwendiger Auf-
gaben in Anspruch genommen werden.
Wir fordern von der Bundesregierung vor
allem wirksame Schritte 
• zur Bekämpfung der besonders hohen
Arbeitslosigkeit in den neuen Bundes-
ländern ist der wirtschaftlichen Ent-
wicklung entsprechend den spezifisch
ostdeutschen Bedingungen eine Chance
einzuräumen und zugleich auch öffent-
lich geförderte Beschäftigung auszubau-
en;

• gegen jegliche Versuche einer offenen
oder verdeckten Abwicklung der Boden-
reform – das Bodenreformland muss auch
im vereinten Deutschland im Besitz der
ostdeutschen Eigentümer und Nutzer
bleiben; 
• zur Bildung eines Solidarfonds mit den
Regierenden der neuen Länder – er soll
ostdeutsche Kommunen vor Überschul-
dung und Bürger vor unbezahlbaren
Wasser-, Abwasser- und Erschließungs-
kosten bewahren; 
• zur Streichung der Stichtagsregelung
und zur Beendigung der Verdrängung von
Eigentümern und Nutzern von ihren
Wohn- und Erholungsgrundstücken;
• zur Aufhebung des bestehenden Priva-
tisierungszwangs für kommunale und
genossenschaftliche Wohnungen, der an
den realen Bedürfnissen der Mieter vor-
beigeht;
• zur Beseitigung der bestehenden „So-
zialmauer“ zwischen Ost und West durch
Einführung eines Solidarausgleichs zwi-
schen den Krankenkassen in den alten
und neuen Ländern;
• zur Erarbeitung eines „Fahrplanes“ für
die Angleichung der Renten in Ost und
West sowie zur zügigen Beseitigung be-
stehender Versorgungslücken wie auch
politisch motivierter Rentenkürzungen;
• zur gesetzlichen Anerkennung von
DDR-Berufsabschlüssen, die eine we-
sentliche Voraussetzung für den gleich-
berechtigten Zugang der Ostdeutschen
zum Arbeitsmarkt ist;
• zur Angleichung der Arbeitszeit in Ost
und West und zur Erarbeitung eines
„Fahrplanes“ für Lohn- und Gehaltsan-
gleichungen und damit für die Durchset-
zung des Prinzips „Gleicher Lohn für
gleiche Arbeit“.
So wie soziale Gerechtigkeit Grundbe-
dingung für eine menschliche, wirklich
moderne Politik ist, sind gleiche Lebens-
verhältnisse in Ost und West eine Grund-
bedingung für den Vollzug der deutschen
Einheit.
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vieler geprägt und davon, dass sich die
Rednerinnen und Redner kaum aufein-
ander bezogen.

Wichtig die Frage, warum die Ge-
werkschaften so wenig ablehnend ge-
genüber dem Krieg reagiert haben: Eine
These: die jetzige Regierung sei mit Un-
terstützung der Gewerkschaften und
auch vieler Linken gewählt worden und
die Verblüffung über die Kriegstreiber
aus dem eigenen Lager habe die Men-
schen gelähmt. Eine andere: der herr-
schende Wirtschaftsliberalismus in den
Parteien binde auch die Gewerkschaften
mit ein, weil, wie Elmar Altvater sagt, die
neue Wirtschaftsordnung scheinbar al-
ternativlos sei. Angeblichen Sachzwän-
gen beuge sich auch die führende (Ge-
werkschafts-)Politik.

Horst Schmitthenner, Mitglied des ge-
schäftsführenden Vorstands der IGM,
stellte in der Abschlussrunde fest, dass
die Kultur der Friedensdiskussion nach
dem Zusammenbruch des Ostens aufge-
hört habe und dass die Friedenspolitik
wieder in die gewerkschaftlichen Bil-
dungsprogramme aufgenommen werden
muss. Er führte an, dass die IGM-Jugend
die einzigen gewesen seien,die einen ent-
schiedenen Antikriegsantrag an den Ge-
werkschaftstag gestellt hätten. Berthold
Balzer, Landesvorsitzender der IG Medi-
en Hessen: „Wir sind nicht auf Wider-
stand gebürstet, was Grundfragen der
Demokratie und der Menschenrechte an-
geht“.

Die Frage: was können wir dazu bei-
tragen, daß wir nächstens besser vorbe-
reitet sind, einem neuen Krieg entgegen-
zutreten? bewegte viele Diskussionsteil-
nehmer/innen: Eine Meinung war, die
Hetze gegen Milosevic durch unsere Re-
gierung müsse sofort von uns angegriffen
werden. Der Standpunkt der BRD, dem
jugoslawischen Volk nur dann beim Wie-
deraufbau zu helfen,wenn es sich von Mi-
losevic befreie, sei als Aufforderung zum
Bürgerkrieg zu verstehen. Frank Spieth,
Vorsitzender des Landesbezirks Thürin-
gen des DGB rief dazu auf, die Auflösung
der Bundeswehr wieder als eine normale
Forderung zu diskutieren – warum findet
kein Aufschrei statt, dass die Bundes-
wehr auch bei innenpolitischen Konflik-
ten eingesetzt werden soll? Anne Rieger,
IGM Baden-Württemberg, vertrat die
Ansicht, die Kolleginnen und Kollegen
seien über die Beantwortung der Frage:
Wer bezahlt den Krieg? – nämlich wir,ge-
gen den Krieg zu motivieren. Die Initia-
tive: „Diskussion von unten statt Bom-
ben von oben“ schlug vor, serbische Ge-
werkschaftsvertretungen einzuladen
und den Kontakt mit ihnen zu halten, um
Unterstützung hier zu organisieren. Ein
Diskussionsteilnehmer berichtete, dass
am 30.10. in Berlin ein „moralisches Tri-
bunal“ gegen die NATO-Kriegstreiber
stattfinde. Initiatoren sind Personen aus
der Schweiz, BRD, Bulgarien, Italien und
allein aus Griechenland zehn oberste
Richter.
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„Desaster für Schröder“

Wolfgang Schäuble
Der CDU-Vorsitzen-
de Dr. Wolfgang
Schäuble bezeichne-
te die „großartigen“
Erfolge der CDU bei
den Landtagswahlen
in Thüringen und den

Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfa-
len als „Desaster“ für Bundeskanzler
Gerhard Schröder.„Wir haben wieder ei-
ne katastrophale Niederlage der SPD er-
lebt“, so Schäuble.

Gleichzeitig machte Schäuble nach
Sitzungen von CDU-Präsidium und Bun-
desvorstand am Montag in Berlin darauf
aufmerksam, dass mit Bernard Vogel in
Thüringen erstmals in diesem Jahr ein
CDU-Regierungschef zur Wahl stand und
überzeugend gewonnen habe. Erfreut sei
er, dass der rechtsextremen DVU in
Thüringen der Einzug in den Landtag
verwehrt wurde. Durch die erfolgreiche
Landespolitik von Bernhard Vogel sei es
nicht zur Stärkung rechtsextremer Pro-
testwähler gekommen, wie dies in Sach-
sen-Anhalt und in Brandenburg, wo die
SPD alleine oder mit der PDS schlechte
Ergebnisse in der Landespolitik zu ver-
antworten habe, geschehen sei.

Schäuble betonte weiter,bei den Kom-
munalwahlen in NRW habe die CDU in
28 von 54 Kreisen oder kreisfreien Städ-
ten bereits im ersten Wahlgang gewon-
nen. Sie habe damit in 11 Fällen bereits
im ersten Wahlgang SPD-Vorgänger ab-
gelöst. Die SPD konnte im ersten Wahl-
gang nur 3 Oberbürgermeister behaup-
ten. Dies sei eine „unglaubliche Verände-
rung“ und beschreibe deutlich das Aus-
maß der „erdrutschartigen Niederlage“
der SPD.

Schäuble zeigte sich besorgt, dass es
„in den öffentlichen Debatten – von der
SPD-Spitze geschürt – einzig um die Fra-
ge geht, wer im Jahr 2002 die Bundes-
tagswahl gewinnen werde“. „Es darf
nicht sein, dass in Deutschland in den
nächsten drei Jahren nur noch Wahl-
kampf geführt wird, weil die Bundesre-
gierung unfähig ist zu regieren.Wenn wir
in Deutschland so weitermachen, brau-
chen wir uns über mangelnde Wahlbetei-
ligung nicht mehr zu wundern.“  

Die CDU sei bereit, ihre Verantwor-

tung wahrzunehmen. Die Bundesregie-
rung müsse unter den „Druck besserer
Alternativen“ gesetzt werden. Je mehr
Verantwortung der CDU im Bundesrat
zuwachse, desto mehr wolle sie sie „im
Sinne einer Mitgestaltung und Beein-
flussung der Politik nutzen“. Man sei be-
reit zu einer Steuerreform,wenn sie nicht
auf Kosten des Mittelstandes Kapitalge-
sellschaften entlaste. Keinesfalls werde
die CDU aber die „willkürliche Manipu-
lation“ der Renten mittragen. „Was wir
brauchen, ist eine bessere Politik für
Deutschland.“ 

Bernhard Vogel
Der bei der Land-
tagswahl in Thürin-
gen siegreiche CDU-
Ministerpräsident
Bernhard Vogel wies
darauf hin, dass dies

das beste Ergebnis der CDU in Thürin-
gen seit Bestehen des Freistaates sei. Die
Mehrheit der Wähler habe sich aus lan-
despolitischen Gründen für die CDU ent-
schieden. „Die Wähler wollten offen-
sichtlich nicht, dass die PDS an einer
Landesregierung beteiligt würde.“ Vogel
sieht das schlechte Abschneiden der SPD
als Resultat für ihre mangelnde Aussage
vor der Wahl, mit wem sie koalieren woll-
te. „Die SPD wird gut beraten sein, sich
noch einmal mit ihrem Verhältnis zur
PDS in den jungen Ländern zu befassen.
Die Verluste der SPD haben immer zu
deutlichen Gewinnen der PDS geführt.“  

Das Wahlergebnis führe dazu, dass
Thüringen zum ersten Mal eine Stimme
im Bundesrat habe. Ministerpräsident
Vogel sieht in dem Wahlergebnis jedoch
„keine Aufforderung, zu allem, was die
Bundesregierung vorlegt, Nein zu sa-
gen“. Es gelte, an der Regierung und Ver-
waltung der Bundesrepublik dem
Grundgesetz entsprechend teilzunehmen
und insbesondere die Interessen des Frei-
staates Thüringen zu vertreten.„Wir sind
nicht dagegen, dass der neue Bundesfi-
nanzminister sparen will, wir sind auch
nicht dagegen, dass Reformen durchge-
führt werden sollen,aber wir wenden uns
dagegen,dass wesentliche Teile des Spar-
paketes die ostdeutschen Länder stärker
belasten als die westdeutschen.“ Als Bei-
spiel führte Vogel an, dass gesetzlich be-
schlossene Verkehrsprojekte gestoppt

worden seien. Vogel bietet der Bundesre-
gierung darüber hinaus Unterstützung
„für mehr Professionalität“ an. Zu viele
Gesetze seien vorgelegt worden, „die be-
reits bei ihrer Verabschiedung wieder für
die Korrektur empfohlen werden muss-
ten“. Beispiel: das 630-DM-Gesetz. Die
Staatskanzleien der Länder sollten hier
ihren Einfluss bereits vor Verabschie-
dung von Gesetzen geltend machen.

CDU-Bundesgeschäftsstelle, 13.9.99

„Eindeutige
Niederlage“

Franz Müntefering
Daran gibt es nichts
zu deuteln: Die Wahl-
ergebnisse in Thürin-

gen und in Nordrhein-Westfalen sind ei-
ne eindeutige Niederlage für die SPD.
Hinter den Ergebnissen steckt eine klare
Botschaft: Dies ist ein Denkzettel und ei-
ne Warnung an die SPD.Die Ursachen für
dieses Wahlverhalten sind teilweise re-
gional und lokal verschuldet, hängen
aber überwiegend mit der politischen
Großwetterlage zusammen. In einzelnen
Städten in Nordrhein-Westfalen gab es
Fehlverhalten einzelner Personen, das zu
schlimmen Auswirkungen geführt hat.
Die Partei als Ganzes kann dafür aber
nicht verantwortlich gemacht werden.

Die Wahlergebnisse sind ein Erfolg für
die CDU, aber kein Sieg. Sie gewinnt kei-
ne Stimmen hinzu, in Nordrhein-Westfa-
len hat sie sogar fast eine halbe Million
Stimmen verloren. Ein Trost ist dies
nicht,denn die SPD hat dramatisch mehr
verloren. Es war kein Sieg der CDU, aber
eine Niederlage der SPD. In manchen
SPD-Hochburgen im Ruhrgebiet lag die
Wahlbeteiligung bei nicht einmal 45%.
So in Gelsenkirchen: 44,4%. Die Wähle-
rinnen und Wähler haben uns dieses Mal
ihr Vertrauen verweigert. Sie warten ab.
Daraus müssen wir eine Chance machen.

Es gab auch Gutes zu vermelden: In
Duisburg hat die SPD-OB-Kandidatin
Bärbel Zieling bereits im ersten Wahl-
gang einen großartigen Erfolg erzielt. In
der schwarzen Hochburg Aachen hat Jür-
gen Linden gewonnen,in Oberhausen hat
Burkhard Drescher fast 57% erreicht. In
weiteren 14 Großstädten gibt es ein Kopf-
an-Kopf-Rennen zwischen SPD und
CDU. Die endgültige Entscheidung fällt

Dokumentiert: Die Parteien nach den Wahlen in Thüringen und NRW

Was will der Wähler, was wollen die Parteien?
Zwar sprechen viele Kommentatoren und Politiker davon, daß die
CDU bei den letzten Wahlen links von der SPD aufgetaucht sei, so-
gar über Bündnisse zwischen DGB und CDU wird spekuliert. Man
sollte aber nicht vergessen, die Siegesserie der Union gegen
SPD/Grüne wurde in Hessen nicht mit der Rentenkritik, sondern der
ausländerfeindlich gefärbten Doppelpaß-Kampagne begonnen. 
Die Richtungsentwicklung und auch die Entwicklung der politische
Stärke der verschiedenen Parteien ist recht kompliziert: Nicht sicher
ist, ob die SPD und die Grünen als Regierungsparteien am Ende ih-

res Lateins angelangt sind. Der politische Standort der Union wird
im Moment durch soziale Demagogie vernebelt. Ein Ende der FDP
ist trotz verheerender Niederlagen bei den Landtagswahlen eher
wünschenswert als wahrscheinlich. Die PDS hat nun endlich Erfolge
auch im Westen, steht aber auch vor einer Programmdiskussion. 
Eine Bewertung aller Entwicklungen ist noch kaum möglich. Um aber
wenigstens einen Überblick über vorhandene Einschätzungen in den
verschiedenen Lagern zu geben, dokumentieren wir ausführlich
Stellungnahmen aus den Parteien und dem Parteimilieu. alk
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erst in zwei Wochen. Es ist weiter Wahl-
kampf in Nordrhein-Westfalen. In
Thüringen hat Bernhard Vogel den Mini-
sterpräsidenten-Bonus voll nützen kön-
nen. Bei niedriger Wahlbeteiligung hat
die PDS mit ihrem treuen Wählerstamm
ein prozentual gutes Ergebnis. Die
Rechtsextremen blieben draußen.

Viele Menschen sind derzeit unzufrie-
den mit der Bundespolitik. Dass es nicht
leicht werden würde, war uns klar nach
dem Wahlsieg am 27. September 1998. In
Deutschland hatte sich in den Jahren der
Kohl-Regierung ein politischer Reform-
stau aufgebaut. Die tiefgreifenden ge-
sellschaftlichen und politischen Verände-
rungen wurden verschlafen.Wir schlagen
neue, manchmal auch unbequeme Wege
ein, um die Probleme unseres Landes zu
lösen. Mit unserem Zukunftsprogramm
bewegen wir uns in die richtige Richtung.
Aber es bleibt noch viel zu tun. Die
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, die
nötigen Ausbildungsplätze für die jungen
Menschen, eine sichere und auch auf lan-
ge Zeit tragfähige Altersvorsorge, der
Ausbau im Bereich Wissenschaft und
Forschung, all dies dauert seine Zeit. Da-
bei gilt gerade für Sozialdemokraten:
Gerechtigkeit muss das Heute im Griff
haben und das Morgen im Blick. Der
Staat muss handlungsfähig bleiben und
das kann er nur, wenn er solide wirt-
schaftet. Gerechtigkeit, die nicht die Zu-
kunftsfähigkeit mit bedenkt, ist im Kern
unsolidarisch. Es muss vermittelt wer-
den, auch wenn es schwer ist. Und unse-
re Politik für Innovation und soziale Ge-
rechtigkeit muss geschlossen vertreten
werden von dem Führungsteam,von Par-
tei, Regierung und Fraktion. Gewissens-
entscheidungen sind die Ausnahme. An-
sonsten muss gelten: Die Mehrheitsent-
scheidungen der Gremien müssen volle
Unterstützung haben. Der Weg, den wir
begonnen haben, ist richtig und es gibt
dazu keine vernünftige Alternative.Er ist
schwer und nicht von Beginn an populär.

In Nordrhein-Westfalen konzentriert
sich nun alle Anstrengung auf den 2.
Wahlgang am 26. September. In 14 Groß-
städten und zahlreichen anderen Städten
gibt es in zwei Wochen Stichwahlen um
die Oberbürgermeister- bzw. Bürgermei-
sterposten. Die am 12.09. für uns ge-
stimmt haben, müssen wieder überzeugt
werden. Und die sich jetzt verweigert ha-
ben, müssen neu gewonnen werden. Wir
nehmen die Herausforderung an.

Ein Vermittlungs-
problem?

taz-Kommentare: Warum die
Bündnisgrünen die Wahlen
verloren haben
Die Scheinheiligkeit der

Begründungen ist kaum noch zu über-
bieten, mit denen Spitzenpolitiker von
Bündnis 90/Die Grünen seit Monaten die
Serie von Wahlniederlagen ihrer Partei
erklären. Mal führen sie die Verluste auf
das schlechte Erscheinungsbild der Bun-

desregierung insgesamt zurück, mal dar-
auf, dass die Ostdeutschen mit den tradi-
tionellen grünen Themen nichts anzu-
fangen wissen, und immer darauf, dass
der bedeutende grüne Anteil an der fa-
belhaften Politik der Koalition nicht
kenntlich genug wird, anders ausge-
drückt: auf ein „Vermittlungsproblem“.

Wer so etwas behauptet,unterstellt zu-
gleich den eigenen WählerInnen ein im
medizinischen Sinne alarmierend
schlechtes Gedächtnis. Sie alle haben die
Partei im September aus Gründen ge-
wählt, von denen heute nicht mehr viele
übrig geblieben sind. Die größte interne
Zerreißprobe ist gerade vier Monate her.
Mit relativ knapper Mehrheit hat im Mai
die Bundesdelegiertenkonferenz in Bie-
lefeld die deutsche Beteiligung am Nato-
Angriff gegen Jugoslawien gebilligt.Vie-
le von denen, die für den entsprechenden
Antrag des Bundesvorstands stimmten,
machten deutlich, dass sie eine Grund-
satzdiskussion über außenpolitische Fra-
gen für überfällig hielten.Wer gegen den
völkerrechtlich umstrittenen Einsatz vo-
tierte, ließ erkennen, dass zugleich die
Bindung an die Partei insgesamt in Fra-
ge stand.

Der Kosovo-Krieg ist vorbei – eine an-
dere Sau läuft durchs Dorf. Das scheinen
zumindest diejenigen zu hoffen, die den
Nato-Einsatz im Zusammenhang mit der
Analyse ihrer Wahlniederlagen einfach
nicht mehr erwähnen. Die Reform des
Staatsbürgerschaftsrechts und der Aus-
stieg aus der Atomenergie spielen eben-
falls keine Rolle mehr. Stattdessen tun
Bundespolitiker so, als seien Rentenre-
form und Sparpaket ausschlaggebend
für die Wahlentscheidungen ihrer An-
hängerschaft. Das glauben sie doch sel-
ber nicht.

Auch die FDP hatte nur so lange eine
Überlebenschance, weil sie sich nicht al-
leine auf das traditionell gute Image der
von ihr gestellten Außenminister verlas-
sen hat. Wenn Bündnis 90/Die Grünen
nicht endlich auch zu unbequemen Fra-
gen unmissverständlich Stellung bezie-
hen, dann haben sie es verdient, von der
politischen Bühne zu verschwinden. Es
ist wahr, dass Opposition kein Selbst-
zweck ist und eine Partei keine Angst da-
vor haben darf, zu regieren. Aber das ist
nur die halbe Wahrheit. Auch Regie-
rungsverantwortung ist kein Selbst-
zweck. Bettina Gaus

Das Kernproblem der Bündnisgrünen im
Osten ist, dass das Modell der West-Grünen
schematisch dorthin übertragen wurde

Keine Partei ohne Milieu

Das Dümpeln der Bündnisgrünen im
Osten geht weiter, ohne dass die Verant-
wortlichen sich bemüßigt fühlen, den tie-
feren Ursachen des Debakels auf den
Grund zu gehen. Und: Die Talsohle ist
noch längst nicht erreicht.

Für die Parteistrukturen im Osten
stellt sich angesichts dieser Lage ernst-
haft die Frage, welchen Sinn ein stures

Weitermachen noch hat. Zumal auch
Rückstoßeffekte in den Westen mittler-
weile nicht mehr auszuschließen sind.

Dabei ist das Kernproblem der Grü-
nen im Osten keineswegs der Mangel an
sozialen und ökologischen Alternativ-
konzepten, sondern die Tatsache,dass ih-
re Konzepte – anders als im Westen – nicht
auf ein entsprechendes Milieu stoßen.
Ohne ein solches Milieu – das hat die
west-alternative Geschichte hinlänglich
bewiesen – ist aber ein erfolgreiches neu-
es Parteiprojekt unmöglich.Das bewähr-
te westdeutsche Modell einer Bewe-
gungspartei schematisch und ohne Rück-
sicht auf die mental und strukturell un-
terschiedliche Situation im Osten über-
tragen zu haben, erweist sich nun als der
kardinale Konstruktionsfehler der Partei
der Ost-Grünen. (…) Erhard O. Müller

(Zweck)-
Optimismus

Westwelle-Interview
mit dem „Offenbur-
ger Tageblatt“ 
F.D.P.-Generalse-

kretär Dr. Guido Westerwelle gab dem
„Offenburger Tageblatt“ (14.9.) das fol-
gende Interview. Die Fragen stellte Rüdi-
ger Klausmann.
Frage: Eine F.D.P.-Wahlniederlage jagt
die nächste, wann lösen Sie Wolfgang
Gerhardt als Parteichef ab?
Westerwelle: Wir haben heute Präsidi-
umssitzung gehabt. Niemand hat eine
Personaldebatte begonnen. Und ich wer-
de so eine Debatte auch nicht führen. Ich
halte dies auch für überflüssig und kon-
traproduktiv. (…) 
Frage: Aber Sie können die Niederlage
bei den Landtagswahlen nicht wegdis-
kutieren. Die F.D.P. bewegt sich auf dem
Stimmenniveau einer Splitterpartei.
Westerwelle: In Thüringen hat sich der
Landesvorsitzende der F.D.P., Heinrich
Arens, zu der Verrücktheit hinreißen las-
sen, zu der Wahl der CDU aufzurufen. Da
kann man es den Wählerinnen und
Wählern nicht verübeln, dass sie uns
nicht gewählt haben. Die Verantwortung
für das Thüringer Wahlergebnis trägt
Herr Arens. Er wird deshalb jetzt mit ei-
nem Ausschuss- und Amtsenthebungs-
verfahren konfrontiert werden. Dass wir
auch in Thüringen sehr viel erfolgreicher
sein können, hat die Kommunalwahl vor
drei Monaten gezeigt. Dort hatten wir
deutlich über vier Prozent.
Frage: Mit diesem Ergebnis wäre die
F.D.P. auch nicht in den Landtag einge-
zogen.
Westerwelle: Ich habe ja nicht gesagt,
dass ich die F.D.P. gesundreden möchte.
Ich habe nur verdeutlicht, dass die kom-
munalpolitische Basis stärker ist, als das
Ergebnis aussagt.
Frage: Demnach hat es den Eindruck, als
ob die F.D.P. für den Wähler überflüssig
geworden ist. Wenn sie gewählt wird
dann nur, falls man sie für eine Koaliti-
on benötigt.
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Westerwelle: Das sehe ich völlig anders.
Die Kommunalwahlen in Nordrhein-
Westfalen zeigen ein völlig anderes Bild.
Obwohl es keine Fünf-Prozent-Hürde
gab, sind wir in vielen Städten mit deut-
lichen Zuwächsen über die Hürde ge-
sprungen. Das Ergebnis in Nordrhein-
Westfalen ist noch kein Leuchtfeuer,aber
zumindest ein Hoffnungsschimmer.
Frage: Dann ist die F.D.P. kein Auslauf-
modell?
Westerwelle: Ganz im Gegenteil. Die
F.D.P. muss sich jetzt von unten wieder
aufforsten. Deshalb ist die Stärkung des
kommunalen Fundaments so wichtig. In
Nordrhein-Westfalen haben wir jetzt die
Basis dafür geschaffen,dass wir im Früh-
jahr bei den Landtagswahlen erfolgreich
sein können. Ich weiß um die Schwierig-
keiten, in denen wir stecken. Nordrhein-
Westfalen hat aber auch gezeigt: Dort wo
die F.D.P. kompetent auftritt, dort wird
sie auch gewählt.
Frage: Dennoch, es ist eine Tatsache, dass
die CDU den Übergang in die Oppositi-
on wesentlich besser bewältigt hat als die
F.D.P. Wieso kommt die ganze Unmuts-
stimmung gegenüber Rot-Grün nur der
CDU zugute? 
Westerwelle: Die CDU profitiert im Au-
genblick davon, dass Rot-Grün die Men-
schen so enttäuscht. Auch die CDU wird
in absehbarer Zeit nicht darum herum-
kommen, zu sagen, welche Alternativen
sie anzubieten hat. Da ist die F.D.P. schon
ein Stück weiter. Wir haben bereits ein
neues Grundsatzprogramm. Auch die
CDU wird irgendwann erkennen, dass
der reine Protest gegen Rot-Grün, ohne
Alternativen aufzuzeigen, auf Dauer zu
wenig ist.
Frage: Die F.D.P. hat zwar Alternativen,
aber sie schafft es nicht, diese den Men-
schen zu vermitteln.
Westerwelle: Diese Analyse teile ich.Des-
halb haben wir heute auch beschlossen,
drei liberale Foren mit den Themen
„Steuersenkung“, „Liberaler ist sozia-
ler“ und „Bessere Chancen durch besse-
re Bildung“ einzurichten. Diese drei The-
men werden in der nächsten Zeit die
Kampagnenthemen der F.D.P. sein. Ge-
leitet werden die drei Foren von unseren
stellvertretenden Länder-Ministerpräsi-
denten Walter Döring, Hans-Arthur
Bauckhage, Ruth Wagner.
Frage: Man will also verstärkt in der Öf-
fentlichkeit präsent sein, damit nicht
wieder wie beim Thema Vereinfachung
des Steuersystems F.D.P.-Vorschläge erst
dann diskutiert werden, wenn sie der
SPD-Fraktionschef Peter Struck vor-
trägt.
Westerwelle: Ganz genau. Die F.D.P muss
angriffslustiger und kampagnenfähiger
werden.Wir müssen mit den Pfunden, die
wir haben, wuchern.
Frage: Ganz ehrlich, Herr Westerwelle,
die Wahlen in Sachsen und Berlin kann
die F.D.P. doch bereits jetzt abhaken.
Westerwelle: Nein. Das werden wir nie-
mals tun.Wir kämpfen bei jeder Wahl um
den Erfolg. Auch in Sachsen und Berlin.

PDS erstmals zweitstärkste Partei in
einem Bundesland
Erklärung des Parteivorsitzenden der PDS, Prof.
Lothar Bisky, der stellvertretenden Parteivorsit-
zenden und Thüringer Spitzenkandidatin Gabri-
ele Zimmer, des stellvertretenden Parteivorsit-
zenden Diether Dehm und des Bundesgeschäfts-
führers Dietmar Bartsch

Diesen Wahlsonntag wird die PDS mit
konsequentem Realismus interpretieren.
Aber der große Erfolg der PDS in Thürin-
gen und der breite Durchbruch in Nord-
rhein-Westfalen bestätigen den An-
spruch der PDS, im Kampf um den drit-
ten Platz im bundesdeutschen Parteien-
system ein entscheidendes Wort mitzure-
den.

Das Landtagswahlergebnis in Thürin-
gen ist aus Sicht der PDS möglicherwei-
se eine Zäsur. Zum ersten Mal ist die Par-
tei des Demokratischen Sozialismus
zweitstärkste Partei bei Landtagswahlen
geworden.Sie hat mehr Stimmen erreicht
als SPD und Bündnisgrüne zusammen.
Damit wächst die Verantwortung der
PDS für die langfristige Entwicklung ei-
nes Mehrheitsblocks jenseits von CDU/
CSU und FDP. Das gilt um so mehr, als
zugleich die Möglichkeiten für soziale
Gerechtigkeit durch die Politik und den
Zustand der SPD dramatisch verringert
werden. Die SPD hat in Thüringen weit
mehr als ein Drittel ihrer Wählerinnen
und Wähler (in absoluten Zahlen sogar
die Hälfte ihrer Wählerinnen und
Wähler) verloren, die Grünen sogar fast
zwei Drittel ihres Potentials.

Die Thüringer PDS hat einen sehr
großen Erfolg errungen. Es gibt nunmehr
auch bei Landtagswahlen keinen Wahl-
kreis in Ostdeutschland mehr ohne zwei-
stellige PDS-Ergebnisse, nachdem auch
in den beiden Eichsfeldkreisen mehr als
10 Prozent erreicht wurden. Die PDS ist
in den meisten Wahlkreisen, darunter
auch in den meisten ländlichen Wahl-
kreisen, zweitstärkste Partei geworden.
Sie hat in Ost-, Nord- und vor allem
Südthüringen überproportional zugelegt
und zum Teil ihre Wahlergebnisse fast
verdoppelt. Damit sind in vielen Thürin-
ger Regionen neue, zumindest wesentlich
verstärkte Wirkungsmöglichkeiten der
Sozialistinnen und Sozialisten entstan-
den.

Die Freude über das eigene Wahler-
gebnis wird durch die absolute Mehrheit,
die die CDU erreicht hat, getrübt. Damit
steht fest, dass eine Politik sozialer Käl-
te und der Tatenlosigkeit in der Beschäf-
tigungspolitik nicht nur fortgesetzt, son-
dern verstärkt werden wird. Die Verant-
wortung hierfür liegt eindeutig bei der
Bundes- und Landespolitik der SPD.
Dafür haben die Sozialdemokraten die
Quittung der Wählerinnen und Wähler
und insbesondere eben jener Wählerin-
nen und Wähler erhalten, die am 27. Sep-
tember 1998 sozialdemokratisch gewählt
hatten. Der Bruch zahlreicher Wahlver-
sprechen durch die Bundesregierung und
die Tatsache, dass die Schröder/Fischer-

Regierung die Umverteilung von unten
nach oben fortsetzt und die soziale Un-
gerechtigkeit der Kohl-Regierung sogar
noch verschärft, insbesondere in Ost-
deutschland, hat zu einem Ausmaß der
Enttäuschung und zu einem Tempo des
Zusammenbruchs des sozialdemokra-
tisch-grünen Wählersockels geführt, die
in der Wahlgeschichte der Bundesrepu-
blik Deutschland beispiellos sind.

SPD und Grüne haben die Möglich-
keiten des Bundestagswahlergebnisses
für einen Politikwechsel missachtet. Auf
das Wahldesaster vom vergangenen
Sonntag in Brandenburg und im Saar-
land haben sie mit der Arroganz des
„Weiter so!“ reagiert. Es ist daher folge-
richtig, dass ihre Niederlagen in Thürin-
gen und Nordrhein-Westfalen noch kras-
ser ausfielen. Die Tragik liegt jedoch dar-
in, dass nunmehr auch die nummerische
Chance für eine Politik jenseits des Neo-
liberalismus endgültig zerstört zu wer-
den droht. Die PDS steht unter diesen
Umständen auf allen Ebenen vor der Auf-
gabe, auf das intensivste und zum Teil in
neuer Qualität parlamentarische und
außerparlamentarische Kompetenz zu
verstärken, um das jeweilige Gerede von
CDU/CSU und SPD-Bündnis 90/Die
Grünen über die Alternativlosigkeit ih-
rer Politik massen- und öffentlichkeits-
wirksam zu widerlegen. Die Ausgangs-
bedingungen seitens der PDS dafür sind
durchaus günstig.

Zum ersten Mal in der Geschichte ih-
rer Wahlkämpfe kann die PDS einen ost-
westdeutschen Doppelerfolg verzeich-
nen. Wir verkennen nicht, dass die PDS
in Nordrhein-Westfalen diesen Erfolg
nach wie vor auf einem niedrigen Niveau
der Wählerzustimmung erreicht hat,den-
noch ist er angesichts der Breite bemer-
kenswerter Wahlergebnisse für die PDS
ein gewisser Durchbruch… Der Weg über
die Kommunen und über die Gewinnung
kommunalpolitischer Kompetenz und
Akzeptanz kann für die PDS die Voraus-
setzungen schaffen, ihr Wahlziel von 2
Prozent bei der Bundestagswahl 2002 in
den alten Bundesländern zu erreichen …

Die PDS betrachtet den weiteren
Rückgang der Wahlbeteiligung als ein
überaus ernstes Alarmsignal. Sie hält es
aber für arrogant, wenn daraus durch die
Bündnisgrünen hinsichtlich Ostdeutsch-
lands eine mangelnde Zustimmung zur
Demokratie abgeleitet wird. Das Gegen-
teil ist richtig. Eine Politik, die sich über
den demokratischen Willen der Wähle-
rinnen und Wähler hinwegsetzt, wie es
die gegenwärtige Bundesregierung prak-
tiziert, ist die eigentliche Ursache für
Wahl- und Parteienverdruss der Bürge-
rinnen und Bürger. Es waren eben auch
vor allem die Wählerinnen und Wähler
der beiden Regierungsparteien, die an
den Wahlen nicht mehr teilgenommen
haben. Der Nichteinzug neofaschisti-
scher Parteien in den Thüringer Landtag
kann daher auch nicht darüber hinweg-
täuschen, dass demokratische politische
Kultur nach wie vor gefährdet ist. •
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Laudatio für den 
Seerosenpreisträger
Guido Zingerl
Am 31. August 1999 wurde der von der Stadt
München gestiftete „Seerosenpreis 1999“
an Marie-Luise Heller und an Guido Zingerl
verliehen. Die Laudatio für Guido Zingerl
wurde von Rainer Hachfeld aus Berlin ge-
halten, der diese freundlicherweise den
Münchner Lokalberichten zur Verfügung ge-
stellt hat.

Verehrte Preisträgerin, lieber Zingerl,
meine Damen und Herren
„Eine mit Blumen und Blättern übersäte
Wasserwiese, entzündet durch die Fackel
der Sonne und glitzernd im Wechselspiel
des Lichts zwischen Himmel und Was-
serspiegel“, so beschrieb der ehemalige
französische Ministerpräsident und
Staatsmann Georges Clemenceau die
Seerosen-Bilder seines Freundes Claude
Monet. Und an die mußte ich natürlich
denken, als ich in Berlin hörte, daß der
Zingerl den „Seerosenpreis“ bekommt.
Ein Preis – dachte ich – mit diesem Na-
men wird wohl speziell an Garten- und
Landschaftsmaler vergeben. Und letzte-
res ist Zingerl ja auch. Trotzdem war ich
einigermaßen erschüttert, denn man
kann, selbst wenn man den Zingerl nur
wegen seiner Landschaften preist, alles
andere, was diesen Künstler so unüber-
sehbar macht, nicht einfach weglassen,
Seerose hin – Seerose her! Als ich dann
hörte,daß es sich bei dieser „Seerose“ um
eine Schwabinger Kneipe handelte und
der nach ihr benannte Künstlerkreis 1950
angeblich nach dem Genuß einer Flasche
Cognac aus der Taufe gehoben wurde,
war ich wieder beruhigt. Nach meinen
Recherchen im Internet gibt es den See-
rosenpreis des Seerosenkreises seit 1961
– novelliert seit 1991, was wohl heißt, daß
es seitdem weniger Geld gibt. Denn an-
fangs waren es meistens sechs, ab 1984
drei und seit 1992 stets zwei Preisträger,
insgesamt waren es einhundertundzwei,
darunter gerade mal zehn weibliche. So-

viel zum Preis, nun zum Preisträ-
ger Zingerl.

Ich bin kein Kunstwissen-
schaftler und deswegen bei der
Beschreibung der Besonderheiten
in Zingerls Malerei auf Zitate von
Fachleuten angewiesen, Zitate al-
lerdings, die mich überzeugen. Ich
zitiere also: „Die Optik dieser Ma-
lerei richtet sich nicht nach den
Regeln ihres Faches. (…) Zingerl
dimensioniert seine Figuren und
Symbole und stellt sie so zusam-
men, wie er sie braucht. Er redu-
ziert die Menschen nicht zu Sche-
men, sondern läßt sie sich selbst
und ihre Fähigkeiten in ihrem
zielgerichteten Tun herausbilden:
Wer läuft braucht Beine, wer sitzt
einen Hintern – und die kleinen
Leute brauchen starke Köpfe.
Keine Proportion ist ein für alle-
mal festgelegt, das Oben und Un-
ten ist relativ, die Schwerkraft
wirkt selten in der Senkrechten,
der Horizont ist durchgebogen,
manchmal hängt er seitlich her-
unter. Viel Freizügigkeit herrscht
beim Umgang mit der Bildfläche. Das
Quadrat – das bevorzugte Bildformat –
engt wohl am wenigsten ein. Hoch tür-
men sich darin hybride Bauten, techni-
sche Apparaturen und die Hierarchie des
Klassenstaats, aber auch die Bergmassi-
ve und Volksmassen, Arbeiterheere und
Demonstrationszüge. Reicht die Bild-
höhe nicht aus, Größe zu demonstrieren,
wird die längere Diagonale genützt. Im
„Aufrechten Gang“ werden gerade in der
Schräge der Hauptfigur Widerstand und
historischer Fortschritt anschaulich ge-
macht.“ – Ende des Zitats von Werner
Marschall, 1983 in „tendenzen“.

Was mich betrifft,hat mir Zingerls Ma-
lerei von Anfang an gefallen, und immer
besser, je mehr ich davon kennengelernt
und je öfter ich sie gesehen habe. Ich sag-
te es schon an anderer Stelle: Viel mehr
Menschen müßten diese Bilder sehen. Sie
gehören in die städtischen und staatli-
chen Sammlungen, die sich selbst mit
jungen und alten angeblichen „Wilden“

blockiert und für deren zweifel-
hafte Riesenformate Unsummen
verschleudert haben, für Bilder
also, die, nachdem die Mode
schnell verklungen ist, kein
Mensch mehr sehen will. Aber
das Geld ist ausgegeben.Mit Zin-
gerls wäre es allemal besser an-
gelegt.Aber was soll’s: Er ist kein
marktgerechter Künstler und
will es auch nicht sein. Er ist sich
stets treu geblieben und damit
auch seinen Fans. Zingerl hat nie
einer Mode hinterhergemalt, ist
auch in seinen Anfängen keinem
Vordenker oder Vormaler gefolgt,
sehen wir einmal von solchen Ge-
stirnen ab wie Dürer, Grünewald
und Altdorfer.

Ich bin stolz darauf Zingerl als
Karikaturisten „Kollege“ nen-

nen zu dürfen.Auch auf diesem Gebiet ist
er einmalig, und ich weiß wovon ich re-
de, denn ich beschäftige mich seit Jahr-
zehnten mit der politischen Karikatur in
aller Welt. Das Einzigartige ist da dünn
gesät und unter den vielen hundert Ka-
rikaturisten, die ich gesichtet habe, sind
nur wenige, die so ideal Kunst, Komik
und Kritik unter einen Hut zu bringen
wissen wie der Zingerl.

Auch auf dem Gebiet dieser „After-
kunst“ – der Zingerl liebt es so wie ich,
dem Betrachter mit dem nackten Hintern
ins Auge zu springen – ist er nicht nur un-
verwechselbar sondern ebenso zielsicher,
unbestechlich und parteiergreifend wie
in seiner Malerei. Auch zu Zingerls Kari-
katuren, oder besser: zu seiner Haltung
als Karikaturist, habe ich ein Zitat ge-
funden: 

„Jede Karikatur ist ein Augenblick der
Wahrheit für den Künstler. Er muß mit
wenigen Strichen oft komplexe Proble-
me erfassen. Er kann nicht ausbüxen, er
kann nicht drumherumzeichnen.Der Ka-
rikaturist verwickelt sich in die Politik,
wenn er seine Kunst ernst nimmt. Er er-
greift Partei.“

Dieses Zitat ist vom Zingerl selbst,und
ich kann danach und nach dem Blick in
die deutsche Presselandschaft nur fest-
stellen, daß es hierzulande nicht mal ei-
ne Handvoll Karikaturisten gibt, die ih-
re Kunst ernstnehmen. Zingerl aber hat
sich immer an diese seine Maxime gehal-
ten als Karikaturist wie als Maler. Er hat
den „Aufrechten Gang“ nicht nur gemalt.
Er ist ihn gegangen und geht ihn.

Ich danke Ihnen.

Bilder:

Oben: Das Beinhaus, 1991, 

Tusche auf Papier, 34x35 auf 80x60

Unten: Die Heimsuchung, 1996, 

Tusche auf Papier, 90x60
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19. September: Landtagswahl in Sachsen

23./24. September: Tagung: Missbrauch im Sozialhilfebezug.
Was hat es mit der Diskussion um den „Missbrauch von So-
zialhilfe“ auf sich? Was ist eigentlich „Missbrauch“ von Rech-
ten im System der sozialen Sicherung? Wo sind die Grenzen zwi-
schen rechtmäßiger Ausübung von Rechten und ihrem Mis-
sbrauch? Und wie steht es um die Rechtmäßigkeit von Behör-
denentscheidungen um die Bewilligung von Leistungen aus der
Sozialhilfe oder die Ablehnung? ReferentInnen sind u.a. Die-
trich Schoch, Verwaltungsfachhochschule Ffm, Cora Molloy
von der BAG der Sozialhilfeinitiativen. Veranstalterin: Evan-
gelische Akademie, PF 1205, 34362 Hofgeismar. Tagungsbei-
trag: 147 DM, 50% Ermäßigung für Schüler etc. Weitere Er-
mäßigung auf Anfrage. Programmblatt bei der Akademie, Tel.
(0 56 71) 88 11 18, Fax 88 11 54

30. September: Kanzler Schröder zu einem offiziellen Besuch
in Prag 

1.-3. Oktober: Tagung: Soziale Gerechtigkeit statt „Innerer Si-
cherheit” – Alternativen zur Aufrüstung der Gesellschaft, Ort:
Haus Venusberg Bonn, Anmeldung: Bund für Soziale Verteidi-
gung und Internationaler Versöhnungsbund/Dt. Zweig; Rings-
tr. 9a, 32427 Minden, Tel.: 0571-850875 oder 0571-294456

8. Oktober: CSU-Parteitag in Nürnberg

3.-9. Oktober: Gewerkschaftstag der IG Metall in Hamburg

8.-9. Oktober: Der Krieg – Analyse eines Exempels. Frieden auf
dem Balkan? Lehren aus dem Krieg in Kosovo. Worüber wir
nachdenken müssen. Eine Konferenz verschiedener Organisa-
tionen, u.a. AG Friedens- und Konfliktforschung, Bund Demo-
kratischer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Bundes-
verband Bürgerinitiativen, Internationale Ärzte gegen den
Atomkrieg, Juristinnen und Juristen gegen Atomwaffen, Na-
turwissenschaftlerInnen Initiative Verantwortung für Frie-
dens- und Zukunftsfähigkeit. Am Freitag, den 8., beginnt um
19 Uhr das Plenum mit drei Einleitungsreferaten. Am Sams-
tag,den 9., finden zwischen 9.30 bis 13.00 mehrere parallele Fo-
ren statt, u.a.: Kosten, Kollateralschäden und Fogen des Krie-
ges; Psychologie und Rechtfertigungen des Krieges; NATO-
Strategie; Recht des Krieges …; ab 13.30 Vorträge und Diskus-
sionsrunde zu „Konsequenzen und Perspektiven“. Ort: Ham-
burg, Hochschule für Wirtschaft und Politik. Anmeldung bei:
NaturwissenschaftlerInnen-Initiative e.V., Gutenbergstr. 31,
44139 Dortmund, Tel. (02 31) 57 52 02, Fax (02 31) 57 52 10, e-
mail: INES_NATO@t-online.de

10. Oktober: Wahlen zu Abgeordnetenhaus und BVVen Berlin

24. Oktober: Kommunalwahlen in Baden-Württemberg

28. bis 31. Oktober: 22. Bundeskonferenz Entwicklungspoliti-
scher Aktionsgruppen (BUKO) in Hannover, Motto: „Gegen-
macht von unten“, Thema u.a.: Expo 2000 + Foren zu Welt-
wirtschaft und Globalisierung: Soziale Frage / Soziale Kämp-
fe; Standortnationalismus und Neue Weltordnung; Modell
Deutschland zwischen Expo-Rhetorik und Nachhaltigkeit.
Kontakt: Geschäftsstelle der BUKO,Nernstweg 32,22765 Ham-
burg, Tel. (0 40) 39 31 56. E-Mail: buko@cl-hh.cl.sub.de Inter-
net: http://ourworld,compuserve.com/homepages/critical-
shareholders/buko.htm

30. Oktober: Tribunal über den NATO-Krieg gegen Jugosla-
wien. Erörterung möglicher Anklagepunkte. U.a. folgende
Punkte werden in Referaten behandelt: 1. Analyse der Politik
der USA und der G7/G8. Staaten im Bestreben um eine „neue
Weltordnung“; völkerstrafrechtliche Fragen des NATO-Krie-
ges; Menschenrechte und Frieden; Jugoslawienpolitik der BRD
in den 90er Jahren; verfassungsrechtliche Fragen des Platzes
und der Aufgaben der Bundeswehr; Verletzung der Regeln des

Kriegsvölkerrechts. 10-19 Uhr, Kirche zum Heiligen Kreuz,
Zossener Straße 65, Ecke Blücherstr.Vorbereitungskomitee, c/o
Gesellschaft zum Schutz von Bürgerrecht und Menschenwür-
de e.V., GBM,Weitlingstr. 89, 10317 Berlin,Tel. (030) 5 57 83 97,
Fax (0 30) 5 55 63 66, Email: gbmev@t-online.de

30. Oktober bis 1. November: Bundeskongress der DFG/VK,
u.a. Feier zum 25jährigen Bestehen. Bundesgeschäftsstelle der
DFG-VK, Schwanenstr. 16, 42551 Velbert, Tel. (02051)4217. e-
Mail: dfgvk@mail.kdt.de Internet: www.dfg-vk.de

17.-19. November: Außerordentlicher Gewerkschaftstag der
HBV in Würzburg; ebenso außerordentlicher Gewerkschafts-
tag der ÖTV. Die Gewerkschaften beraten Anträge zur Dienst-
leistungsgewerkschaft und zum Weg dahin.

19.-21. November: Tagung in Hamburg: Friedensarbeit und
Friedenserziehung nach dem Nato-Krieg gegen Jugoslawien.
Veranstalterin: Pädagoginnen und Pädagogen für den Frieden
(PPF) in Verbindung mit dem „Ausschuss für Friedenserziehung
der GEW Hamburg“ und dem „Institut für konstruktive Kon-
fliktaustragung und Mediation Hamburg“. Kontakt: PPF,
Bernhard Nolz, Kölner Str. 11, 57072 Siegen, Tel. (02 71) 2 05
96, Fax (02 71) 2 39 09 85, Email: nolzpop@t-online.de

20. November 1999: Dritter Workshop der PDS zum Genos-
senschaftsgedanken und zum Ringen darum, ihn umzusetzen.
In einem Schreiben des Parteivorstandes heißt es dazu: „ …ist
die Diskussion im Kontext mit sozialer und ökologischer Re-
gionalentwicklung vorgesehen. Das Zusammensein soll zu-
gleich zwei praktische Dinge in die Wege leiten: Einmal geht es
um konkrete Absprachen über Projekte, die wir unterstützen
oder gründen könnten, zum anderen über eine andere Arbeits-
form“. Weitere Informationen später.

6. bzw. 7. bis 8. Januar: Vormerken: Linke Winterschule in Frie-
drichroda.

ADRESSAUFKLEBER

24.09. Strausberg 
29.09. Burg
29.09. Einum
30.09. Wallgau O. 
30.09. Schönau a.K
30.09. Anschau 
30.09. Zwiefalten
30.09. Geiselhöring
30.09. Doberlug-Kirchhain 
30.09. Plau am See 
07.10. Füssen 
08.10. Walldürn 
14.10. Otterstadt 
14.10. Uhlingen-Mühlhofen 
14.10. Alteglofsheim 
14.10. Kandel 1
5.10. StuttgartSchloßpl.
21.10. Wuppertal 

21.10. Eggesin
22.10. Traustadt
22.10. Annaburg 
27.10. Rotenburg/W.
28.10. Lukow 
05.11. {noch offen)
25.11. Storkow 
25.11. Bischofswiesen
25.11. Inzell 
02.12. Stimpfach 
02.12. Bad Urach 
03.12. Blindlack 
08.12. Frankenberg
09.12. Lippstadt
10.12. Pasewalk
16.12. Wesendorf
1.12. Holzdorf 
Aus: FriedensForum 4/99

Übersicht über die noch geplanten Gelöbnisse
der Bundeswehr 2. Halbjahr. 99


